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Uie Regierung des Reiches sammt der siegenden Partei im 
Reichstage halten die wirthschaftliche Gesetzgebung, soweit sie 
sich auf Schutzzoll und Freihandel bezieht, mit den Zollgesetzen 
des Jahres 1879 iiir abgeschlossen. Selbst die nothwendige 
Correctur hinsichtlich des aus Versehen beschlossenen Flachs- 
zolles hatte Mühe, das Schlagwort: «Nicht rütteln am Zolltarif» 
zu überwinden. Von einer Neigung, noch weiter fortzuschreiten 
auf dem Wege des Protectionismus, sind höchstens bei den 
äufsersten Extremen der Agrarier Spuren zu bemerken. Allein 
ebenso sicher ist es, dafs die Regierung die Steuergesetzgebung, 
welche sie im vorigen Jahre mit der Einführung von Schutz- 
zöllen zu verknüpfen gewufst hat, erst für halb erledigt hält, und 
dafs sie eine «Fortführung der begonnenen Steuerreform» geradezu 
zur Hauptsache der inneren Politik macht. Wir haben gesehen, wie 
der Reichskanzler im Bundesrath einen aus rein sachlichen Gründen 
entsprungenen Widerstand gegen Einzelheiten seiner Pläne bezüg- 
lich der Stempelsteuer sofort ins hochpolitische zog und ihn durch 
Einreichung seines Entlassungsgesuchs austilgte. Nachdem monate- 
lang mit der Steuerreform in den officiösen Zeitungen viel Unfug 
getrieben worden, und dieselbe nach augenblicklichem Bedürfnisse 
bald in recht gemäfsigten Grenzen geschildert, bald ins Mafslose ge- 
steigert wurde, nachdem beispielsweise die officiösen «Grenzboten» 
die Aufhebung der directen Steuer selbst auf die Einkommensteuer 
sammt den Communalzuschlägen dazu ausgedehnt hatten, ist seit 
dem 27. April 1880 endlich ein klarer Umrifs erkennbar. An 
diesem Tage fand im Reichstage die erste Berathung des Gesetz- 
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entwurfs, betreffend die Erhebung von Reichsstempel- Abgaben, 
statt; sie wurde vom Reichsschatz- Secretair Scholz eingeleitet, 
wobei er die Rede des Reichskanzlers vom 2. Mai 1879 wieder 
als authentische Grundlage für die Steuerreformpläne hinstellte; 
Herr Scholz gab den kühnen Flug der Grenzbotenphantasie preis, 
indem er sie ein Privateigenthum der gedachten Wochenschrift 
nannte; er setzte sodann noch hinzu, der Reichskanzler wolle 
«directe Steuern absetzen», nicht «die» directen Steuern ab- 
schaffen, und deshalb habe er die Vermehrung der indirecten 
Steuern gefordert. 

In der That stimmt dies mit der citirten Rede überein. 
Der Reichskanzler erklärt, der Provinz, dem Kreise und der Ge- 
meinde die gesammten Grund- und Gebäudesteuern überweisen zu 
wollen, die er auf 60 — 61 Millionen beziffert, die indefs nach der 
letzten Revision der Gebäudesteuer sich auf reichlich 6j Millionen 
belaufen. Er geht sodann weiter, und verlangt, dafs der Staat 
die gesammte Classensteuer, 40 Millionen, schlechtweg aufhebe, 
wobei er diese Steuer eine Kopfsteuer nennt. Auch die Ein- 
kommensteuer soll nicht so bleiben, wie sie ist, vielmehr soll ein 
Unterschied gemacht werden zwischen fundirtem und unfundirtem 
Einkommen, ersteres soll wie bisher besteuert werden, dagegen 
das nicht fundirte Einkommen unter 6000 JC steuerfrei bleiben. 
Dem Beamten einen Theil seines Einkommens in Form der Ein- 
kommensteuer wieder abzunehmen, nennt der Reichskanzler un- 
logisch, er verlangt, dafs auch hierin Wandel geschaffen werde. 
Der Reichskanzler stellt sodann eine höchst merkwürdige Rech- 
nung an, deren Schlufs ist, dafs der unverschuldete Grundbesitzer 
nicht weniger als 10 % seines gesammten Einkommens für Grund-, 
Gebäude- und Einkommensteuer aufwenden müsse; bei dem zur 
Hälfte verschuldeten belaufe sich das gar auf 20 %. Dazu kommen 
noch Communalabgaben in gleicher Höhe, so dafs dem kritik- 
losen Hörer die Haare zu Berge stehen ob der 20 bis 40 % 
Steuer, die der Grundbesitzer in Preufsen zu zahlen hat. Auf 
alle Punkte dieses Programms werden wir im Verlaufe unserer 
Untersuchungen eingehen müssen. 

Herr Scholz, der übrigens irrthümlich den Gesammtreform- 
plan schon von der Mehrheit des Reichstags gebilligt nennt, 
citirt sodann zur Ergänzung noch folgende Stelle aus Bismarcks 
Rede vom 8. Mai 1879: eich habe die Einkommensteuer, weil 
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sie von den Reichen gezahlt wird, beibehalten wollen, ich will 
nur die Classensteuer abschaffen und in dem Mafse, in welchem 
wir Ersatz durch die indirecte Steuer dafür bekommen werden». 

Hiernach ist zwar die Grenze, bis zu welcher die Einkommen- 
steuer ermäfsigt werden soll, nicht ganz unzweifelhaft, aber nach 
Vorlegung des Gesetzentwurfs vom 27. October 1879, in welchem 
die Entlastung der fünf untersten Stufen der Einkommensteuer 
vorgesehen ist, kann man daran wohl festhalten. Es stimmt das 
gut mit der Rede vom 2. Mai 1879 überein, nur dafs letztere den 
dunklen Punkt des «fundirten Einkommens» enthält. 

An allgemeinen Bemerkungen dürfte noch voraufzuschicken 
sein, dafs wir mit der in Rede stehenden Reform deutlich in den 
zweiten Act der Steuergesetzgebung eintreten. Der erste Act, 
die Finanzzollgesetzgebung des Jahres 1879, galt der Beseitigung 
der Deficits, und dieses Ziel hat sie für die kommenden Jahre 
sichergestellt; die gegenwärtig betriebene und mehr noch die 
angebahnte bezweckt die Gewinnung der Mittel zum Erlafs von 
directen Steuern, sei es von Staatswegen oder durch das Mittel- 
glied der Gemeinde. Die Finanzzölle des Jahres 1879 — von 
den Schutzzöllen schweigen wir hier — sind gewifs nicht als 
unangreifbar zu bezeichnen, allein zu ihrer Rechtfertigung ist ein 
starkes Argument vorhanden: die Finanznoth -des Reiches und 
der Einzelstaaten. Für die Verringerung von directen Steuern 
mittelst Vermehrung der indirecten läfst sich kein einigermafsen 
triftiger Grund anfuhren. Was gesagt wird, ist kaum im Stande, 
die wahre Tendenz der Steuerreform, nämlich der Ueberwälzung 
eines grofsen Theiles der Steuerlast von den Schultern der Reichen* 
die sie jetzt tragen müssen, auf die der Armen, zu verhüllen. 
Wir werden das im Folgenden nachweisen, und zu diesem Zwecke 
die einzelnen Steuern einer kurzen Betrachtung unterziehen. Es 
liegt in der Natur der Sache, dafs unter den directen Steuern 
lediglich die preufsischen untersucht werden können, während die 
neuen indirecten Reichssteuern sein werden. 
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Die Grundsteuer. 



Ihr Ertrag ist im preufsischen Budget für 1 880/81 auf 
Jt 40 155000 veranschlagt worden. Da die Steuer contingentirt 
ist, so schwankt ihr Betrag fast unmerkbar. Sie soll eine Steuer 
von der Bodenrente, nominell 9,6% derselben sein, in Wirklich- 
keit sind die Reinerträge aber mehr als doppelt so grofs, als sie 
eingeschätzt worden, so dafs Geheimrath Engel den Steuerbetrag 
auf 4,21 % des Reinertrages berechnet. Der Ursprung der Steuer 
verliert sich im fernen Mittelalter. «Sie entstand,» so sagt 
Meitzen in seinem grofsartigen Werke über den preufsischen 
Staat, «theils aus mittelalterlichen Leistungen von meist dunklem 
Ursprünge, welche als verschieden benannte Zinsen, Renten, Ge- 
schosse, Gerichts-, Dienst- und Lehnsgelder auf allen oder ein- 
zelnen Besitzungen gröfserer oder kleinerer Gebiete für den Trä- 
ger der Staatsgewalt hafteten, und die Natur der Steuern an- 
genommen hatten, theils gingen sie aus Beden, Contributionen 
zu Heeresbedürfnissen oder Abgaben anderer Art hervor, die 
von den Ständen der einzelnen Territorien in älterer oder neuerer 
Zeit nach höchst ungleichen Mafsstäben übernommen worden 
waren, theils endlich beruhten sie auf eigentlichen landesherr- 
lichen Steuergesetzen.» Der grofse Kurfürst hat sie zuerst ein- 
heitlicher zusammengefafst, seine Nachfolger haben bei weiteren 
Gebietserwerbungen nicht unterlassen, eine angemessene Grund- 
Jiteuer einzuführen, deren Höhe in Procenten ofl enorm den 
heutigen Satz überschritt. So wurde von Friedrich dem Grofsen 
nach der Besitzergreifung Schlesiens ohne eine wesentliche Steuer- 
erhöhung im Allgemeinen die Grundsteuer für die fürstlichen und 
adligen Güter, die Pfarrer- und Schullehreräcker auf 28^3 %, für 
den bäuerlichen Grundbesitz auf 34 % und für die Güter der 
geistlichen Ritterorden und die Stiflsgüter auf 50 % festgesetzt. 
Und wenn auch die Schätzung des Reinertrages vielleicht nur 
halb so hoch war, als streng richtig gewesen wäre, so überstieg 
nichts destoweniger der damals dem Staate zufallende Theil der 
Bodenrente dem heutigen um das drei- oder vierfache. Seitdem 
ist die Bodenrente im Allgemeinen (abgesehen von den Schwan- 
kungen der letzten Jahre) durch Vermehrung der Bevölkerung und 
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der inländischen Verkehrsmittel stark gestiegen, die Steuer in Pro- 
centen auf ihr jetziges niedriges Niveau gesunken, also ist unter 
richtiger Berücksichtigung der Natur der Bodenrente ein daraus 
den Grundbesitzern erwachsender doppelter Vortheil unverkennbar. 
Die Steuer ruht also — nebenbei in einem zum Reinertrage im 
Allgemeinen sinkenden Verhältnifs — schon so lange auf den 
Grundstücken, dafs sie längst den Charakter einer Reallast an- 
genommen hat, und kein heutiger Besitzer von ihrem Nachtheil 
betroffen wird, denn sei es durch Erbgang oder durch Kauf, er 
hat stets nur den Reinertrag nach Abzug der Grundsteuer er- 
worben. Eine Reallast ist keine Steuer; über den Druck der 
Grundsteuer zu klagen, hat kein Besitzer ein Recht. Wollte der 
Staat die Grundsteuer aufheben, so würde er schlechtweg den 
Capitalbetrag der Revenuen aus derselben — • zu . 4 % also 
I 003 875 000 Jt — an die zeitweiligen Grundbesitzer schenken. 
Dieser entscheidende Punkt im Urtheil über die Grundsteuer- 
frage wird oft geflissentlich unterdrückt, oft übersehen. Im 
Augustheft der Preufsischen Jahrbücher 1879 unternimmt v. Zedlitz 
eine Vertheidigung des Reformplans, allerdings theilweise ab- 
weichend von dem des Fürsten Bismarck. Während er an der 
Thatsache, dafs die Grundsteuern aufgehört haben Steuern zu 
sein, vornehm vorübergeht, sind die hervorragendsten Gröfsen 
aller Zweige der wirklichen Wissenschaft der Volkswirthschaft 
darin einig, diesen Charakter anzuerkennen und stark zu betonen. 
Das gilt nicht blos von den ökonomistischen, « manchesterlich »- 
freihändlerischen Schriftstellern, sondern ebensowohl von den 
kathedersocialistischen , die zum Theil der Zollgesetzgebung des 
vorigen Jahres eine Art wissenschaftlicher Rückendeckung gegeben 
haben. Das gilt namentlich von Adolph Wagner, der im neuesten 
Bande seiner Finanzwissenschaft mehrfach polemisch gegen die 
Steuerpläne des Fürsten Bismarck auftritt. Er nennt die Auf- 
hebung lange bestehender Realsteuern «ein ungerechtfertigtes Ge- 
schenk auf Staats- und Gemeinschaftskosten an die bisherigen 
Realitätenbesitzer und zwar nicht blos im Betrage der Steuer, 
sondern des Capitalwerths der Steuer». Held, der dein Gedanken 
der Aufhebung nicht so ganz fern steht, nennt sie doch immer 
«eine umgekehrte Expropriation, ein unmotivirtes Geschenk». 
Ganz im gleichen Sinne spricht sich Lorenz v. Stein aus. Auch 
die altpreufsischen Finanzpolitiker haben die Sache so angesehen. 
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Hoffmann vergleicht in der «Lehre von den Steuern» die Grund- 
steuer mit der Verzinsung eines aufgenommenen Darlehns. Am 
allerlebendigsten aber spricht sich ein Mann aus, der sich wahr- 
lich selten für eine liberale Politik citiren läfst, der von dem Ver- 
dacht des Mangels an Interesse für den Grofsgrundbesitz voll- 
kommen frei ist, aber doch hier den Beweis liefert, dafs die 
Grofszüchtung der Begehrlichkeit der Ansprüche an den Staat 
keine altpreufsische Politik ist. In der «Philosophie des Rechts» 
verdammt Stahl jedes Rütteln an alten Grundsteuern, weil der 
der Steuer entsprechende Capitalwerth Socialvermögen geworden 
sei und so die Steuer eigentlich von Niemandem mehr getragen 
werde. 

Alle Genannten, denen man noch eine grofse Anzahl von 
Autoritäten hinzufügen könnte, stimmen darin überein, dafs die 
Aufhebung der Grundsteuern ein unverdientes Geschenk an die 
Grundbesitzer sein würde. Nun würde dieses Geschenk aber 
nach einem ganz eigenthümlichen Vertheilungsmodus vor sich 
gehen: Wer viel hat, dem wird viel gegeben, wer wenig hat^ 
dem wird wenig gegeben, wer nichts hat, erhält nichts — ja, er 
mufs sogar zur Beschaffung der Mittel beitragen, aus denen seine 
besitzenden Mitbürger beschenkt werden sollen. Nach Meitzen 
gab es vor den Annexionen von 1866 im preufsischen Staate 
1 087081 Besitzungen von weniger als 5 Morgen Flächenraum, 
während 1033896 Besitzungen von mehr als 5 Morgen gezählt 
wurden, bei einer grundsteuerpflichtigen Gesammtfläche von 
93 126300 Morgen. Die Hälfte der Besitzer besafs also höchstens 
etwa 4V2% der Gesammtfläche, während 9S^lx% in den Händen 
der anderen Hälfte waren. Die ärmere Hälfte der Besitzer hätte 
also von dem Erlafs der damals im Betrage von 30 Millonen er- 
hobenen Grundsteuer i 350000 1^ erhalten, während 286^0000 JC 
der reicheren Hälfte zugefallen wären. Seit den Annexionen hat 
die Zahl der kleinen Grundbesitzer im Verhältnifs zu der der 
grofsen noch erheblich zugenommen; Fürst Bismarck schätzt die 
Anzahl der Grundbesitzer sogar auf 3 — 4 Millionen. Diese Sache 
ist eigentlich so selbstverständlich, dafs man nicht noch den 
Luxus eines Nachweises erbringen würde, wenn nicht von Seiten 
der Grofsgrundbesitzer mit Erfolg das Schlagwort der «Identität 
der Interessen ,des grofsen und kleinen Grundbesitzes» aus- 
gegeben wäre. 
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Man. hat vielfach — auch aus dem Munde des Reichskanzlers 
— die Ansicht gehört, dafs die Grundsteuer um deswillen die 
Grundbesitzer stark und ungerecht drücke, weil ein grofser Theil 
derselben verschuldet sei. Die Steuer verdoppele sich, wenn der 
Zahlungspflichtige die Hälfte des Anlagecapitals angeliehen habe. 
Dies ist durchaus irrthümlich. Gesetzt, ein Gut hat einen wirk- 
lichen Reinertrag von 20 000 Jt und es ruhen darauf (nach Engel) 
4,21 % Grundsteuer, also 842 JC, Der Eigenthümer sowohl als 
der Käufer müssen diese 842 vom Gesammt- Reinertrage absetzen, 
der also nur noch 19158«^ ausmacht. Rechnen sie, dafs sie 
S % mit dem Grundcapital verdienen müssen, so ergiebt sich ein 
Werth des Guts von 383 160 t>Ä, während es, wenn keine Grund- 
steuer existirte, dpoQOO Jt werth gewesen wäre. Aber ob der 
Käufer des Guts die 383 160 tM baar besitzt oder ob er die Hälfte 
davon anleihen mufs, hat auf die Schwere der Steuer für ihn 
keinen Einflufs. Besitzt er sie ganz, so verzinst sich ihm das 
Anlagecapital mit 5^, nämlich 19158*/^. Mufs er die Hälfte zu 
5% anleihen, so verzinst sich das Eigenvermögen von 191 580 e/Ä 
immer noch mit genau 5^, also genau so, als wenn er ein 
halb so grofses Gut für diese letztere Summe gekauft hätte und 
schuldenfrei hielte. Wenn A, der das ganze Geld in eigenem 
Besitze hat, die ganze Steuer von 842 jfl zahlen sollte und B, 
der die Hälfte anleihen mufs, mit dfl\ Jt frei kommen sollte, 
so würde A mit seinem Capital genau 5 % erzielen, B mit dem 
seinigen ebenfalls 5 % , aufserdem aber die Hälfte der Grund- 
steuer, nämlich 421 Jt, Danach würde die Bewirthschaftung des 
Guts um so vortheilhafter werden, je geringer das im Besitze 
des Käufers befindliche Capital ist. C, der nur 38 316 «^ besitzt, 
würde folgerichtig nur 84,20 Jt Grundsteuer zu bezahlen haben. 
Er würde von den 20000 Jt Brutto -Reinertrag 17242,20 Jt zur 
Verzinsung der angeliehenen 344 844 Jt und 84,20 Jt für Grund- 
steuer ausgeben müssen, also noch 2673,60 Jt für sich behalten. 
Sein Capital würde sich mit nahezu 7^ verzinsen, während das 
des A nur 5 % bringen könnte. Nähme die Grundsteuer Rück- 
sicht auf die Verschuldung, so würden wir bald den gesammten 
Grundbesitz in unvermögende Hände übergehen sehen, da kein 
Vermögender mit ihnen concurriren könnte. Das Staatseinkommen 
aus der Grundsteuer wäre dann unversehens verschwunden. 

Eine Zeitlang hatte auch die Theorie eine Rolle gespielt, 
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dafs die Grundsteuer die landwirthschaftliche Production vertheure. 
Es würde hier zu weit führen, nachzuweisen, wie unhaltbar sie 
ist. Conrad, im Vorwort zu König: «Einflufs des Ernteaus- 
falls» , hat sie widerliegt. Wagner behandelt sie mit gebühren- 
dem Hohn. 

V. Zedlitz, der durch einige dürftige Bemerkungen die «be- 
stehende Ueberlastung » und «regelmäfsige Prägravation » des 
Grundbesitzes für «nachgewiesen» hält, wendet gegen die Be- 
hauptung, dafs die Grundsteuer das Wesen einer Rente zu Gunsten 
des Staates angenommen habe, ein, dafs bei der Revision 1861 
Erhöhungen und Ermäfsigungen unter erheblicher Mehrbelastung 
der östlichen Provinzen vorgenommen seien. Allerdings ist das 
eine kleine Abweichung von dem Grundsatze, allein die Revision 
fand ex aequo et bono statt und mufste daher kleine Verletzun- 
gen des reinen Privatrechts mit sich bringen. Allein während 
V. Zedlitz sich hierauf viel zu Gute thut, verschweigt er ganz, 
dafs die vollste Anerkennung des privätrechtlichen Charakters 
der Grundsteuer durch dieselbe Revision stattgefunden hat, näm- 
lich durch die Entschädigung der bis dahin steuerfreien Grund- 
besitzer mit dem zwanzigfachen Capitalbetrage der Steuer. Am 
21. Mai 1861 ist ein eigenes Gesetz, «betreffend die für die 
Aufhebung der Grundsteuerbefreiungen und Bevorzugungen zu 
gewährende Entschädigung» erlassen. Dasselbe setzt im § 2 fest, 
dafs die Besitzer von Grundstücken, welchen die Grundsteuer- 
befreiung aus verschiedenen namhaft gemachten privatrechtlichen 
und ähnlichen Gründen zusteht, den vollen zwanzig fachen 
Betrag der Steuer als Entschädigung für die einzuführende 
Steuer erhalten sollen. Die §§ 3 und 4 des Gesetzes handeln 
von den Entschädigungen an einige andere Kategorien von Grund- 
steuerbefreiten oder Bevorzugten. 

Nun hat auch der Herr Reichskanzler in seiner Rede vom 
2. Mai 1879 hervorgehoben, dafs der Grundbesitz unter der Grund- 
steuer leide. Es ist aber doch ein ganz horrendes Unterfangen, 
die Grundsteuer der Bedrückung anzuklagen, nachdem man das 
Aequivaleat für eine ewige Zahlung der Grundsteuer im zwanzig- 
fachen Betrage derselben baar empfangen hat. Denn auch Die- 
jenigen, die diesen zwanzigfache» Betrag nicht im Jahre 1861 
vom preufsischen Staate empfangen haben, haben ihn beim Kauf- 
preis der Güter oder Grundstücke in Anrechnung gebracht, und 
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wer die Grundstücke geerbt hat, hat sie auch unter demselben 
Nachtheil geerbt; auch seine Vorfahren haben das Gut nicht 
steuerfrei besessen, seit einmal vor unvordenklicher Zeit ein Macht- 
spruch des Königs oder Kurfürsten ihnen die Steuer auferlegt 
hat. • Die Neuauflegung der Steuer ohne Entschädigung wäre bei 
den Zuständen des Jahres 1861 eine partielle Vermögensconfis- 
cation gewesen; das erkannte die Gesetzgebung an und deshalb 
entschädigte sie die bisher Befreiten mit dem zwanzigfachen Be- 
trage. Daraus folgt unbedingt, dafs die einfache Aufhebung der 
Steuer schlechthin ein Geschenk an die zeitweiligen Grundbesitzer 
ist. Es ist wohl das unerhörteste Ansinnen, das je an den Staat 
gestellt ist, dafs er jetzt eine Antastung der Steuer dulden soll, 
für deren ewige Dauer er den steuerfreien Grundbesitzern das 
volle Aequivalent gegeben hat. Man entschädigt doch sonst 
nicht Leute, die man besteuern will, im Voraus mit dem zwanzig- 
fachen Betrage der Steuer. Und unsere Gutsbesitzer wissen sehr 
wohl, dafs ihre Bauern u. s. w. die etwa zu Gunsten der Herren- 
sitze, Kirchen, Schulen u. s. w. existirenden Reallasten mit dem 
vollen Capitalbetrage abzulösen haben. 

Wie 1861 Preufsen, so haben, wie Nasse in den «Bemerkungen 
über das preufsische Steuersystem* 1861 mittheilt, andere nord- 
deutsche Staaten schon früher volle Entschädigung für die Auf- 
hebung der Grundsteuerfreiheit geleistet, v. Zedlitz, der Nasse 
citirt, hat für gut befunden, diese Entschädigung nicht zu er- 
wähnen. Dagegen führt er Nasse an, als ob derselbe die von 
ihm (Zedlitz) entwickelten Gedanken auch schon ausgesprochen 
habe. Nun verlangt Zedlitz die Aufhebung der Hälfte (oder 
noch mehr) der Grundsteuer. Nasse dagegen spricht sich durch- 
aus in unserem, dem Zedlitz'schen gerade entgegengesetzten Sinne 
aus. Der Bonner Professor erörtert eingehend die Frage, wie 
man zu einer Erhöhung der Grundsteuer gelangen könne. Er 
ist ausgesprochenermafsen der Ansicht, und damit geht er sogar 
weiter als wir, dafs weder Gründe des Rechts noch der Billigkeit 
dagegen vorliegen, dafs die Beseitigung der Ungleichheiten der 
Grundsteuer ohne Entschädigung der stärker herangezogenen 
stattfindet. Während Zedlitz diesen Mangel benutzen möchte, 
um den Rentencharakter der Grundsteuer zu bestreiten, vertritt 
Nasse denselben durchaus: «Der Staat mufs sich diesen seinen 
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Antheil an der Bodenrente bewahren und darf von demselben 
nichts aufgeben oder verschenken.» 

Eine besondere Zurückweisung mit kurzen Worten verdient 
noch die Addirung von Steuern nach Procenten, die Fürst Bis- 
marck in seiner citirten Rede vorgenommen hat, um eine Ueber- 
lastung der Landwirthschaft heraus zu rechnen. Er rechnet so: 
dem schuldenfreien Grundbesitz wird die Getreide - Production 
mit 5 % Grundsteuer, 2 % Gebäudesteuer und 3 % Einkommen- 
steuer belastet, das macht zusammen 10 % ; für den zur Hälfte 
verschuldeten Grundbesitzer steigt es natürlich auf 20 %, Diese 
Berechnung ist von oben bis unten unrichtig. Zunächst macht 
selbst der Steuerbetrag auf den Scheffel geernteten Roggens ver- 
theilt bei dem verschuldeten Grundbesitzer keinen Pfennig mehr 
aus, als bei dem unverschuldeten. Sodann kann kaum die Rede 
davon sein, dafs die genannten Steuern die Landwirthschaft als 
solche, die landwirthschaftliche Production überhaupt belasten. 
Die Grundsteuer ist gar keine Steuer mehr, sondern einfach die 
Verzinsung eines Capitals, das, wie selbst Stahl zugiebt, längst 
Staatsvermögen geworden ist. Zudem kann diese Reallast gar 
nicht in Beziehung zum Einkommen, sondern nur zur Gröfse des 
Grundbesitzes gesetzt werden; der Morgen zahlt ganz einfach 
32 Pfennig sowohl beim unverschuldeten wie beim verschuldeten 
Grundbesitzer. Was wollten die reichen Rittergutsbesitzer wohl 
sagen, wenn die Fabrikarbeiter kämen und sagten: «Du giebst 
150 t>Ä für Brod aus, also ^\^% von Deinem Einkommen; unser 
Einkommen ist 900 Jty also liefere uns das Brod für V2 % unseres 
Einkommens; das Brod, wofür wir jetzt i$o tJC, also 3333 ^ mehr 
als Du geben müssen, wollen wie in Zukunft fiir 4,50 tS haben.» 
Sie würden die Polizei gegen die Socialdemokraten herbeirufen. 
— Ganz ähnlich ist es bei der Gebäudesteuer. Wer ein Gut 
kauft oder sich darüber mit Miterben auseinanderzusetzen hat, be- 
zahlt denjenigen Preis dafür, der sich als Capitalbetrag zu dem 
sich nach Abzug aller Realsteuern ergebenden Reineinkommen 
als angemessen herausstellt. Und ob er dann, zur Bezahlung des 
Kaufpreises die Hälfte anleihen mufs oder nicht, macht die schon 
vorher bestehenden Realsteuern weder schwerer noch leichter. 
Ein kleiner Unterschied liegt allerdings darin, dafs die Gebäude- 
steuer anders wie die Grundsteuer während der Zeit des Besitzes 
steigen kann, und diese Steigerung kann allerdings mit Fug und 
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Recht in dem Bismarck'schen Sinne in Beziehung auf das Ein- 
kommen gesetzt werden. Aber dies ist ein Gegenstand von ganz 
geringer Bedeutung, denn eine Steigerung tritt fast nur ein mit 
Neubauten oder Anbauten. Wenn nun — abgesehen von den 
Wirthschaftsgebäuden — der verschuldete Gutsbesitzer eben so 
luxuriös wohnen zu müssen meint, wie der unverschuldete — 
dann allerdings trifft ihn die Steuer auf seine Privatwohnung 
doppelt hart, allein dann wird man trotzdem keine Ursache haben, 
sie ihm abzunehmen. — Schliefslich verdoppelt der Reichskanzler 
auch im Rummel die Einkommensteuer mit, die doch in absoluter 
Höhe mit der Halbirung des Einkommens ebenfalls halbirt wird, 
also in relativer Höhe sich immer gleich bleibt. Wenn der un- 
verschuldete Grundbesitzer 4Ö000 Jt Reineinkommen hat, und 
der verschuldete von einem gleich grofsen Gute 20000, so hat 
jener 1200 Jl, dieser 600 Jt Einkommensteuer zu bezahlen, also 
jedes Mal 3 %, die sich durch keinerlei Rechenkünste in 6% ver- 
wandeln lassen. 

Im Zusammenhange damit behauptet der Reichskanzler, das 
bewegliche Einkommen bezahle seinerseits nur 3 % Einkommen- 
steuer. Unter denselben Umständen wie dort, hätte er auch hier 
eine Verdopplung auf 6% heraus rechnen können. Allein, dies 
hat er ebenso vergessen, wie er übersehen hat, dafs die Besitzer 
eines beweglichen Einkommens Gebäudesteuer (und zwar im All- 
gemeinen erheblich höhere als der Grundbesitzer) zu bezahlen 
haben, deren geduldige Ziffern sich der vortrefflichen Verdopp- 
lungskunst nicht widersetzt hätten. Auch hat der Reichskanzler 
im selben Augenblicke vergessen, dafs Industrie und Handel eine 
Gewerbesteuer zu zahlen haben, die hier den Einzelnen manch- 
mal hoch genug trifft, und die die Landwirthschaft frei läfst. 

Im Vorstehenden haben wir die Aufhebung der Grundsteuern 
besprochen, obwohl eine Aufhebung in buchstäblichem Sinne 
nicht in Frage kommt, denn der Reichskanzler will die Grund- 
und Gebäudesteuern ja nicht aufheben, sondern nur den Gemein- 
den u. s. w. überweisen. Allein sofern die Ueberweisung zu einer 
Aufhebung oder Ermäfsigung der Communalzuschläge führt, ist 
es dasselbe, als ob die Steuer selbst aufgehoben oder ermäfsigt 
würde. Den selbständigen Gutsbezirken gegenüber ist die Ueber- 
weisung schlechthin identisch mit Aufhebung, da der Gutsherr 
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alleiniger Träger der Communallasten ist. In den wirklichen Ge- 
meinden würde voraussichtlich ein Theil der Zuschläge weg- 
fallen. Wir werden dies in einem andern Abschnitte näher er- 
örtern. 



Die Gebäudesteuer. 



Das preufsische Staatsbutget beziffert den muthmafslichen Ertrag 
für 1 880/81 auf 27 000 000 Jt, was eine Erhöhung von 6 023 000 v/ft 
gegen das Vorjahr einschliefst. Diese Summe stammt aus der im 
letzten Jahre planmäfsig vorgenommenen Revision. Die Gebäude- 
steuer ist überwiegend eine Wohnungsteuer. Die ausschliefslich 
oder vorwiegend zu Wohnungszwecken bestimmten Häuser be- 
steuert sie mit 4 %, vom Miethwerth oder Wohnwerth ; die halb- 
gewerblichen Anlagen, wie Mühlen, sowie auch die reinen Fabrik- 
gebäude werden mit 2% besteuert; ganz frei bleiben Speicher, 
Packhäuser, Scheunen u. s. w. Die Steuer ist zwar hinsichtlich 
der Häuservermiether eine indirecte, denn diese lassen sich ihren 
Betrag — sammt etwaigen Communalzuschlägen — in der Miethe 
vergüten. Von diesem einen Zwischengliede abgesehen, ist sie 
eine directe, soweit sie eine Wohnungssteuer ist. Jeder Mensch 
mufs wohnen und Mittel für die Erlangung der Wohnung auf- 
wenden; nach dem Mafsstabe dieser Mittel mufs er dem Staate 
und der Commune steuern. Frei davon sind die Soldaten in 
den Kasernen, das Hausgesinde u. s. w.; für letzteres mufs der 
Dienstherr die Steuer tragen. Da gewerbliche Anlagen nicht ganz 
frei sind, so wirkt die Steuer theilweise, aber nur zu einem ganz 
geringen Mafstabe, als Gewerbesteuer. Es sind nämlich für 
1880 und 1881: 3 173738 Gebäude mit einem Steuerbetrage von 
24953581 Jt zu 4% und 540,216 Gebäude mit einem Jahres- 
ertrage von i 386459 Jl z\x 2% eingeschätzt.*) Die Städte 



♦) Diese Ziffern sind den Anlagen der Denkschrift zu No. 123 der Druck- 
sachen des Preufs. Landtages 1878/79, vS. 321 entnommen. Die Differenz gegen 
den budgetmäfsigen Betrag braucht uns hier nicht aufzuhalten. 
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trugen i8 734451 Ji, das platte Land 7605 589 Jt auf; darunter 
sind ziemlich gleichmäfsig die zu 2 % eingeschätzten Gebäude dort 
mit I 060909 Jt hier mit 316,550 Jt vertreten. Von dem Ver- 
halten eines Theiles dieser Steuer wie eine Gewerbesteuer kann 
bei dem unbedeutenden Betrage dieses Theiles wohl um so leichter 
abgesehen werden, als die Ueberwälzung auf den Consumenten 
von Stadt zu Land und umgekehrt eine annähernd gleichwerthige 
ist. Klagen sind bei der bedeutenden Erhöhung der Steuer in 
auffälliger Weise nicht anders laut geworden, als über die ver- 
mehrte Steuerzahlung überhaupt, über die zu hohe Einschätzung 
einzelner Orte und über die Mehrbelastung der Städte (36,1 %) 
gegenüber dem Lande, das mit einem Mehrbetrage von 27,6 % 
davon gekommen ist. Alle diese Klagen gehören nicht in den 
Bereich unserer Untersuchungen. Im Ganzen ist die ansehnliche 
Steuervermehrung hingenommen, ohne dafs über die Grundsätze 
der Steuer Mifsvergnügen geäufsert wäre. 

Die Wissenschaft hat die Wohnungssteuer von verschiedenen 
Gesichtspunkten aus beurtheilt. In der Form der Fenstersteuer 
freilich wird sie meistens bedingungslos verurtheilt. Aber sofern 
sie nach Mafsgabe des Wohnungsaufwandes auferlegt ist, kann 
sie annähernd als dem Wohlstande sich anpassend gelten und 
in diesem Sinne spricht sich beispielsweise Stuart Mill entzückt 
über sie aus gegenüber den nichts weniger als proportionalen 
Consumsteuern. Nähere Nachweise zeigen indefs, dafs die reicheren 
Classen bei einer Wohnungssteuer immer noch nicht proportional 
ihres Einkommens beitragen, und deshalb ist z. B. Held ein 
Gegner dieser Steuer. Er denkt jedoch nicht daran, sie, wie es 
im Plane des Reichskanzlers liegt, durch die auch in seinen Augen 
noch viel schlechteren und indirecten Steuern zu ersetzen. 

Eine interessante Tabelle über das Verhältnifs des Wohnungs- 
aufwandeß zum Einkommen theilt Bruch im Berliner Städtischen 
Jahrbuch für 1869 mit. Daraus geht hervor, dafs bei einem Ein- 
kommen von iioo Thlrn. 27^/2% zur Miethe verwandt werden; 
mit steigendem Einkommen sinkt der Procentsatz allmählich bis 
auf 71/2 % bei 18000 Thlr. Die Steuer pro rata des Wohnungs- 
aufwands ist daher nicht proportional, sondern degressiv; im 
Vergleich zu einer ehrlich und wirklich proportionalen Einkommen- 
steuer ist sie daher — hinsichtlich der Proportionalitätserforder- 
nisse — nicht gut; im Vergleich zu ertragreichen Consumtions- 
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steuern, welche eine noch weit stärkere Ueberlastung der ärmeren 
Classen mit sich bringen, ist sie vorzüglich. 

Hoffmann hebt in der «Lehre von den Steuern» als besondere 
Auszeichnung hervor, dafs «schwerlich eine andere Steuer von 
gleichem Ertrage mit gleicher Leichtigkeit und Sicherheit ein- 
zuziehen sei». Adolph Wagner schliefst auch die Aufhebung 
der Gebäudesteuer in das Urtheil mit ein, dafs sie «ein ungerecht- 
fertigtes Geschenk auf Staats- und Gemeinschaftskosten an 
die bisherigen Realitätenbesitzer» sei. 



Die Classensteuer. 



Im Gesetze vom 25. Mai 1871 wegen Einführung einer 
Classen- und classificirten Einkommensteuer lautet mit geringen 
Kürzungen der § 5: «Der Classensteuer sind unterworfen die- 
jenigen Einwohner in nicht mahl- und schlachtsteuerpflichtigen 
Orten, deren jährliches Einkommen den Betrag von looo Thalern 
nicht übersteigt. Befreit von der Classensteuer sind 

a) alle diejenigen Personen, deren Jahreseinkommen den 
Betrag von 140 Thalern nicht erreicht; 

b) Personen vor vollendetem 16. Jahre, soweit sie zur ersten 
Stufe (140 bis 220 Thaler Einkommen) gehören; 

c) alle zur Friedensstärke des Heeres und der Marine ge- 
hörigen Personen des Unterofficier- und Gemeinenstandes 
nebst den in ihrer Haushaltung lebenden Mitgliedern 
ihrer Familie, sofern sie selbst oder diese ihre Angehö- 
rigen nicht aus dem Betriebe eines Gewerbes, oder der 
Landwirthschaft , oder aus Grund- und Capital vermögen 
ein Einkommen von mindestens 140 Thalern haben; 

d) und e) betreffen Soldaten und Officiere zu Kriegszeiten; 

f) Ausländer; 

g) die Inhaber des eisernen Kreuzes, sowie die Inhaber des 
Militärehrenzeichens erster und zweiter Classe und die zu 
dem Hausstande der Inhaber dieser Auszeichnungen ge- 
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hörenden Familienglieder, soweit sie unter 900 JC Ein- 
kommen haben; 
h) Veteranen von 1806 bis 181 5 sammt ihren Angehörigen, 
soweit sie unter 900 Jl Einkommen haben. 
Im § 6 heifst es: «Der Jahresbetrag der aus der Veranlagung 
der Classensteuer mit Ausschlufs der Zugänge zu erzielenden Soll- 
einnahme wird auf 1 1 000 000 Thaler festgestellt. Eine Abände- 
rung dieses Normalbetrages kann nur durch Gesetz angeordnet 
werden. Wird der Normalbetrag durch den aus der Veranlagung 
der Classensteuer sich ergebenden Jahresbetrag der Solleinnahme 
überstiegen oder nicht erreicht, so findet eine Herabsetzung bezw. 
Erhöhung der letzteren bis auf den Normalbetrag statt.» 

Im Budget für 1880/81 ist der Betrag auf 41 441 000 «^ an- 
gegeben. 

Im Etatsjahre 1879/80 kam die Steuer in folgender Weise 
zur Tracht: 

Der Staat hatte nach den ClassensteuerroUen eine 

Seelenzahl von 26061545 

Befreit von der Steuer blieben 

i) Personen, die unter 420 Jt Ein- 
kommen hatten, mit ihren Haus- 
standsangehörigen (§ \a des Ge- 
setzes) 6242853 

2) Personen unter 16 Jahren (§1^ 

des Gesetzes) 49^1 

3) Militärpersonen, Inhaber d. eiser- 
nen Kreuzes u. s. w. (§ i ^, ^ u. ^ 

des Gesetzes) 286 72 1 

4) Personen mit Jahreseinkommen 
von 420 bis 660 Jt «wegen beein- 
trächtigter Leistungsfähigkeit» . 419850 6954385 

bleiben . . 19 107 160 
Davon gehen ferner ab: 

Personen, die zur classificirten Ein- 
kommensteuer gehören . . . 169925 

deren Angehörige 450453 620378 

bleiben classensteuerpflichtig . . 18486782^ 
nämlich Erwerbsthätige . . . 5 109 105 

deren Angehörige 13 377 077 

2 
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Die Steuerpflichtigen 


werden in 12 


Stufen eingetheilt, nämlich 


(für 1879/80): 






Stufe Jahreseinkommen 


Anzahl 


Steuersatz Steuerbetrag 


I 420— 660 Jt 


2697365 


3 Jt 8 092 095 c/« 


2 660— 900 » 


1074893 


6 » 6449358 » 


3 900—1050 » 


352358 


9 > 3 171 222 - 


4 1050--1200 » 


290065 


12 3 3480780 » 


5 1200—1350 » 


176686 


18 » 3 180348 » 


6 1350 — 1500 » 


137409 


24 » 3297816 » 


7 1500— 1650 » 


8234s 


30 » 2470350 » 


8 1650—1800 » 


8061 1 


36 * 2901996 » 


9 1800 — 2100 » 


65352 


42 . 2744784 » 


10 2100—2400 » 


66421 


48 ^ 3 188208 » 


II 2400—2700 » 


40012 


60 » 2400720 » 


12 2700—3000 » 


.45 588 


72 » 3282336 » 




5 109 105 


44660013 t/Ä 



Diese Summe ist um ca. 7,2 % höher, als der budgetmäfsige 
Anschlag, was sich durch die zahlreichen Abgänge und die Re- 
ductionen erklärt. 

Der Steuersatz beginnt mit 1/2 % und endigt bei 2,4 %. Die 
Classensteuer ist also eine progressive Einkommensteuer. Gegen 
die bedürftigen Classen ist sie aufserordentlich milde, denn 

1) 26,7% des ganzen Volkes (6954385 der ärmsten Per- 

sonen) läfst sie ganz frei; weitere 

2) 37,2 °o des ganzen Volkes (2697365 Erwerbthätige nebst 

ihren Angehörigen, zusammen 9 710 514 der 
ärmsten Personen) trifft sie mit dem sehr gelin- 
den Satze von 3 JH für den Erwerbthätigen, also 
83 V3 Pf. pr. Kopf; weitere 

3) 14,8% des ganzen Volkes (i 074893 Erwerbthätige nebst 

ihren Angehörigen, zusammen 3 869 615 Personen^ 
und zwar ebenfalls dürftige) trifft sie mit dem 
noch sehr gelinden Satze von 6 Jt iur den Er- 
werbthätigen, also 1 JC 66^1^ Pfennig pr. Kopf; 
das sind 78,7% der Bevölkerung, denen die Classensteuer keinen 
oder einen sehr geringen Druck bereitet. Will man die untersten 
Stufen noch von der Steuer befreien, so ist das eine humane 
Mafsregel. Will man aber diese Aufhebung als etwas so vor- 
theilhaftes erscheinen lassen, dafs die unteren Classen wohl thäten^ 
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dafür neue indirekte Steuern in den Kauf zu nehmen, so mufs im 
dringendsten Interesse der untersten Classen dagegen protestirt 
werden. 

Fürst Bismarck behandelt in seiner oben citirten Rede die 
Classensteuer beinahe wie eine Kopfsteuer, er stellt sie unmittelbar 
an die Seite der russischen Kopfsteuer. Es braucht wohl nicht 
weiter ausgeführt zu werden, dafs die Classensteuer das Gegen- 
theil einer Kopfsteuer ist. Statt Alle gleich zu treffen, wie die 
Kopfsteuer, läfst sie den Armen ganz frei, und die Uebrigen trifft 
sie progressiv nach Mafsgabe ihres Einkommens. 



Die ßlassifleirte EinkommensteueF. 



Sie ist im Zusammenhange mit der Classensteuer durch das- 
selbe Gesetz erlassen und bildet nur die nothwendige Ergänzung 
derselben. Sie erstreckt sich auf die Personen, die über 3000 M 
Einkommen haben, und das sind, wie wir bei der Classensteuer 
gesehen haben, 169925 Erwerbthätige mit 450453 Angehörigen, 
zusammen also 620378 Personen, welche laut Voranschlag für 
1880/81 31 613000 t/Ä aufbringen werden und welche im Jahre 
1879/80 auf 32 538 816 t/^ veranlagt waren, wovon aber der er- 
fahrungsmäfsige Satz von 2,8^ für Reclamationen, Abgänge u. s. w. 
in Abzug zu bringen ist. Vom budgetmäfsigen Anschlag ent- 
fällt also auf den Kopf der einkommensteuerpflichtigen Bevölke- 
rung eine Rate von ^\ Jt\ auf den Kopf der classensteuerpflich- 
tigen Bevölkerung einschliefslich der wegen Armuth von der 
Steuer befreiten eine Rate von 1,63 Jt, Schon hieraus geht her- 
vor, dafs — wenngleich «keine Steuern zahlen besser ist» — 
doch, wenn einmal Steuern sein müssen, die Classen- und Ein- 
kommensteuer eine milde und humane Steuer ist, deren Fort- 
existirung den ärmeren Classen heilsamer ist, als ihre Verwand- 
lung in eine indirecte. Der Einwand des Reichsschatzsecretairs, 
dafs die Aufhebung der Einkommensteuer nicht beabsichtigt 
werde, ist sehr lahm, denn die Ermäfsigung an Einkommensteuer, 
deren sich die reichen Leute erfreuen sollen, liegt nicht in der 
Staatssteuer, sondern in den Communalzuschlägen dazu. 
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Die Vorzüge dieser Steuer treten bei näherer Betrachtung 
noch greller in's Licht. Die Progression der Classensteuer hört 
zwar in der Einkommensteuer auf; der Satz beträgt nur noch 
fast 3% von der unteren Grenze jeder Stufe. Dennoch trifft die 
Steuer den mindest besteuerten Mann (Einkommen von 3000 bis 
3600 tM) nur mit go tJCf bis sie bei zwei Bürgern der Millionen- 
stadt Frankfurt die beträchtlichen Summen von 68400 Ji und 
70 200t/Ä erreicht, und zwar für Einkommen von 2280000«/^ 
bis 2 400 000 Ji. Die grofse Menge der Steuerpflichtigen liefern 
natürlich die unteren Stufen, beispielsweise 



tufe 


Einkommen 


Anzahl 


Steuersatz 


Ergebnifs 


I 


3000 — 3600 c/^ 


( 2184 
\495i8 


90 J6 


/ 167958^^ 

\ 4 456 620 ^ 


2 


3600—4200 ^ 


27763 


108 » 


2998404 » 


3 


4200—4800 » 


19604 


126 ^ 


2470104 » 


4 


4800—5400 :^ 


I3818 


144 » 


I 989 702 » 


5 


5400-6000 » 


10483 


162 » 


1 698 246 » 




123 370 Personen 


137810340^ 



Diese Stufen sind diejenigen, welche der Reichskanzler hin- 
sichtlich ihres nicht «fundirten» Einkommens von der Steuer frei- 
lassen will. Die Zahl der Steuerpflichtigen nimmt in den höheren 
Stufen rapide ab. In der 60., 66. und 6y. Stufe ist beispielsweise 
nur je eine Person und zwar mit 57 600 ^, 68 400 JC und 70 200 Jl 
Steuer enthalten; in den vorhergehenden Stufen 47 bis 59 und 
61 bis 65 ist nicht eine einzige Person zu finden. 

Nun ist es zwar ein öffentliches Geheimnifs, dafs das Einkom- 
men namentlich in den höheren Stufen durchweg zu niedrig ge- 
schätzt wird. Auch hebt man mit Grund gegen die Einkommen- 
steuer hervor, dafs sie den Redlichen auf Kosten des Unredlichen 
besteuert. Allein soll man sie deshalb abschaffen, um alsdann zu 
einer Steuer greifen zu müssen, die den Armen zu Gunsten des 
Reichen besteuert? Die Einkommensteuer ist doch immerhin (allen- 
falls neben der Grundsteuer, wenn diese nicht den Charakter als 
Steuer längst verloren hätte) die einzige, welche es ermöglicht, reiche 
Leute mit 70 200 Ji heranzuziehen. Mit welcher indirecten Steuer 
würde man wohl ein Gleiches können? Champagner beispiels- 
weise unterliegt einem Zoll von 24 tM pr. Centner; um 70 200 tJ6 
Zoll zu bringen, wären 2925 Centner, gleich 73 125 Flaschen 
nöthig; der Glückliche müfste also täglich genau 200 Flaschen 
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Champagner trinken, dann zahlte er dem Staate ebenso viel an 
dieser indirecten Steuer, wie mittelst Einkommensteuer an directen, 
nämlich 70 200 Jt, Und Champagner ist noch dazu einer der 
wenigen Artikel, auf die ein beliebig hoher Zoll die Armen nicht 
drücken würde. 

Den Einwand, dafs die classificirte Einkommensteuer ja auch 
für den Staat beibehalten und nur die fünf untersten Stufen der- 
selben abgeschafft werden sollten, werden wir weiter unten be- 
leuchten. Wenngleich die Steuer als Staatssteuer bestehen bleiben 
soll, so wird doch beabsichtigt — und darin liegt der Schwer- 
punkt — die Communalzuschläge zu derselben zu ermäfsigen. 
Hier kommt es aber zunächst darauf an, nachzuweisen, dafs die 
Steuer eine gerechte und humane ist, und wenn das für die 
Staatssteuer nicht zu bestreiten ist, so gilt es auch für die Com- 
munalzuschläge dazu. 

Der wissenschaftliche Streit um die Einkommensteuer drehte 
sich früher mehr darum, ob die technischen Schwierigkeiten, die 
grofse Unsicherheit in der Schätzung des Einkommens und die 
daraus hervorgehende Ungerechtigkeit die Einkommensteuer ver- 
böten oder nicht. Im ersteren Sinne hat sich beispielsweise 1840 
J. G. Hoffmann gegen die Steuer erklärt, aber er schränkt sein 
Urtheil auf seine Zeit ein, denn auch er erkennt ihr eine grofse 
Zukunft zu. Später kam die Idee von der Vortrefflichkeit der 
Einkommensteuer so sehr oben auf, dafs sie von Vielen als die 
einzig gerechte Steuer erklärt wurde, und dafs diese das ganze 
Steuersystem auf sie allein bauen wollten. Heutzutage liegt die 
Unmöglichkeit eines solchen Unterfangens klar auf der Hand. 
Jetzt dreht sich der Streit mehr darum, ob die Steuer besser 
proportional oder besser progressiv sei, während die Ansicht, 
dafs sie überhaupt eine gute ist, nicht oder kaum mehr angefoch- 
ten wird. 

Ein u. A. von Held, Schmoller und Wagner mit sehr starken 
Gründen vertretenes Verlangen geht dahin, dafs die Gesammt- 
heit der Steuern dem Wohlstande proportional sein soll, und da 
immer noch eine grofse Menge namentlich indirecter Steuern 
existiren, welche reine Kopfsteuern sind, also im Verhältnifs zum 
Einkommen nicht progressiv, nicht einmal proportional, sondern 
im Gegentheil degressiv sind, so bedürfen sie nothwendig einer 
Ergänzung durch progressive Einkommensteuern. Die Ansicht 
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des Fürsten Bismarck, dafs die bestehenden einfachen Einkommen- 
steuern mit den verschiedenen Communal- und Kreiszuschlägen 
bereits zu schwer geworden seien, ist durch Aussprüche der genann- 
ten kathedersocialistischen Koryphäen nicht zu unterstützen. 
Wagner erklärt geradezu, die Deficits in den Staatshaushalten 
hätten durch Zuschläge zur Einkommensteuer und besonders zu 
deren höheren Stufen gedeckt werden sollen, statt durch 
Schulden, deren Zinsen dauernd das Budget belasten. Held er- 
kennt in der Einkommensteuer das einzige Mittel, die Reicheren 
so zu treffen, wie es sociale Nothwendigkeit sei. Die Ausdehnung 
der seit 1820 bestehenden Einkommensteuer ist nach ihm keine 
Revolution gegen das alte System, sondern ein naturgemäfses 
Fortschreiten im Geiste der altbewährten Grundsätze. Er ver- 
langt daher ein stark progressives System; für die unterste Classe 
will er I %, für die zweite 2 % als Maximalsteuerfufs erhoben 
wissen; in der dritten will er für gewöhnliche Zeiten 3 — \% an- 
setzen , die in Nothzeiten auf 6 % zu steigern wären ; dagegen 
sollen die beiden obersten Classen für gewöhnlich 5 % bezahlen, 
in Nothzeiten jedoch auf 8 und 10 % gesteigert werden können. 
In welchem Lichte müssen wir, die wir nur conservativ am Be- 
stehenden festhalten, erscheinen gegenüber so weit gehenden 
Forderungen! Aehnlich spricht sich auch Schmoller in der Tü- 
binger Zeitschrift von 1863 aus. Diese Männer, die doch nicht 
gerade zu den prononcirtesten Gegnern, theilweise sogar zu er- 
klärten Anhängern des neuen Zollsystems gehören, stehen dem 
geplanten neuen Steuersysteme schroff gegenüber. Dazu noch 
«manchesterliche» Autoritäten zu citiren, wäre wohl unerlaubter 
Luxus. 

So wenig die Ausführungen v. Zedlitz' über die Grundsteuer 
als richtig anzuerkennen sind, so gern kann man zugeben, dafs 
er in dem öfter citirten Aufsatze im Augustheft der Preufsischen 
Jahrbücher über die Reform der Classen- und Einkommensteuer 
recht vernünftige Vorschläge macht. Ueber eine Reform inner- 
halb der dort bezeichneten Grenzen, und unter Beschränkung 
auf die Classen- und Einkommensteuer würde man sich schon 
verständigen können. Allein von dem Plane des Reichskanzlers 
entfernt sie sich sehr weit und aus diesem Grunde erscheint eine 
Kritik der Einzelheiten nicht angebracht. 

Es mag noch an die Thatsache erinnert werden, dafs eine 
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grofse Anzahl westfälischer Städte in ihrem Communalsteuer- 
system die Wohlhabenden dadurch noch erheblich stärker be- 
lasten zu müssen geglaubt haben, dafs sie in dem Zuschlagsatze 
eine Progression stattfinden liefs, dafs sie beispielsweise von den 
unteren Stufen icx) %, von den oberen mehr, und zuletzt von 
den obersten 400 % Zuschlag zur Staatssteuer erhoben. Es 
spricht sich dadurch das Bewufstsein aus, dafs in der Gesammt- 
heit des heutigen Steuerwesens die Reichen nicht über Gebühr, 
sondern noch nicht einmal genügend gegenüber den Armen heran- 
gezogen sind. 

Die Behauptung des Fürsten Bismarck, dafs der Staat von 
Staatsbeamten keine Einkommensteuer erheben dürfte, weil er 
ihnen dann selbst -einen Theil dessen wieder wegnehme, was er 
ihnen gegeben habe, widerlegt sich einfach durch die Thatsache, 
dafs alle Beamtengehälter unter der Voraussetzung festgesetzt 
sind, dafs der Staat die Quote der Classen- und Einkommen- 
steuer davon wieder einstreiche. Die erwähnte Behauptung war 
aber vielleicht ganz geeignet, eine weitere Classe von einflufs- 
reichen Leuten nach der Steuerreform lüstern zu machen. 



Die Gewerbesteuer. 



Diese Steuer ist eine sehr merkwürdige Nummer in der 
Reihe der directen Steuern. Schon diesen Namen verdient sie 
nicht vollständig. Denn wiewohl sie festzuhalten sucht, dafs das 
unrentable Gewerbe von der Abgabe nicht oder nur wenig be- 
troffen werden solle — also die aus diesem hervorgehenden Fa- 
brikate nicht durch eine Steuer vertheuert werden und daher 
auch nicht den Preis der übrigen im allgemeinen Angebot be- 
findlichen Fabrikate vertheuern können — dagegen die blühenden 
Geschäfte hoch zu besteuern seien, so ist doch die Methode in 
dieser Hinsicht so unvollkommen, dafs ein bestimmter Charakter 
des Gesetzes nicht daraus hervorgehen kann. Manchmal wird 
die Steuer doch als Abschreckung gegen die Vermehrung der Be- 
triebe wirken; diese Verhinderung der Vermehrung bewirkt aber 
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eine erleichterte Möglichkeit, dem Consumenten höhere Preise 
aufzubürden, ihm also die Steuer aufzuwalzen. Im Uebrigen ist 
aber die Steuer, wenn überhaupt, nur eines der die Productions- 
kosten bestimmenden Momente, ynd gewifs nicht immer das 
ausschlagebende ; zudem ist die Ueberwälzungsfrage eine so dunkle, 
dafs man aus einem casuistischen Labyrinthe nicht herauskommen 
würde, wollte man sie bei der Gewerbesteuer gründlich erörtern. 

Hervorgegangen ist die Gewerbesteuer aus dem Wunsche 
nach ausgleichender Gerechtigkeit gegen die Landwirthschaft, 
welche von ihr ebensowenig betroffen ist, wie die liberalen Be- 
rufe, aber welcher man (1820) mit der Besteuerung des Gewerbes 
einen Gefallen für die Existenz von Grundsteuern erweisen wollte. 
Das Motiv beruht aber auf der falschen Auffassung, als sei die 
Grundsteuer eine Steuer; später hat man, wie schon erwähnt, 
diese Ansicht verlassen. Soweit die Gewerbesteuer nicht auf 
den Consumenten abgewälzt wird , ist sie daher eine Prä- 
cipualbelastung der Industrie und des Handels, welche mit der 
Landwirthschaft den liberalen Berufen und dem reinen Capital- 
rentengenufs gemeinsam die Einkommen- und Gebäudesteuer zu 
tragen haben, dagegen den nicht abgewälzten Theil der Gewerbe- 
steuer bestreiten müssen, während die Grundsteuer nur in der 
Einbildung die Landwirthschaft belastet. 

Die Steuer ist in ihrer Veranlagung zu complicirt, um hier 
eine längere Auseinandersetzung möglich zu machen. Zudem 
spielt sie in der ganzen Steuerreform eine sehr unbedeutende 
Rolle. Von der Aufhebung der Staatsteuer ist nirgends die 
Rede; die Communalzüschläge würden allerdings ermäfsigt wer- 
den können, wenn die Ueberweisung der Grund- und Gebäude- 
steuern an die Communalkassen vorsieh ginge; allein eben diese 
Zuschläge sind sehr unbedeutend und nirgends von Belang. Wir 
können von einem näheren Eingehen daher wohl absehen. 

Ihr Ertrag ist für 1880/81 auf iS 764000 J6 veranschlagt. 
Sie ist von den in Rede stehenden Steuern also nebenbei auch 
bei weitem die kleinste. 
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Die indireGten Steuern. 



Wir haben bis jetzt so zu sagen nur die Creditseite der 
Steuerreform, nämlich die Steuern betrachtet, an denen ein Er- 
lafs stattfinden soll. Ein Steuererlafs ist an sich eine wünschens- 
werthe Sache, und wenn einige Uebel damit verknüpft sind, so 
kann man sie so darstellen, als seien sie kleine Herabminderungen 
der guten Gabe. Allein wir müssen auch noch sehen, was auf 
der Debetseite steht, und da finden wir die geplante Vermehrung 
der indirecten Steuern. In demselben Mafse, wie eine Steuer- 
verminderung im Allgemeinen eine gute Sache ist, mufs eine 
Steuererhöhung eine böse Sache sein. Nach den officiösen Ver- 
sicherungen soll ja das «Soll» und «Haben» der Steuerreform 
dem Betrage nach gleich sein. Der Umstand, dafs vielleicht 
einige Millionen aus den Steuerbewilligungen des vorigen Jahres 
zu den Steuererlässen verwandt werden können , darf hier aufser 
Acht gelassen werden. Da auch die 1879 bewilligten Steuern 
zum grofsen Theil auf Gegenstände des Massenconsums fallen, 
so wird der Charakter der Steuerreform dadurch nicht geändert, 
dafs möglicherweise ein kleiner Bruchtheil der neuen indirecten 
Steuern schon im vorigen Jahre vorweg auferlegt ist. Die Vor- 
theile der Verminderung auf der einen Seite werden also vollauf 
aufgewogen durch die Nachtheile der Vermehrung auf der andern 
Seite. Nur hat die Vermehrung noch ihre besonderen Nachtheile 
in einer starken Verletzung des Princips der Gerechtigkeit — 
wenigstens wenn man Kopfsteuern als ungerecht und Proportional- 
steuern als gerecht anerkennt. 

Gewisse Verbrauchssteuern können sich einigermafsen dem 
Mafsstabe des Wohlstandes anschmiegen. Dann fallen sie meistens 
unter die Rubrik der Luxussteuern und sind keinen Angriffen 
ausgesetzt. Indische Schwalbennester und Ananas mag man mit 
Zöllen belegen, so hoch man will, es kommt dabei kein anderer 
Gesichtspunkt in Betracht, als der fiscalische. Wenn sie die mög- 
lichst grofsen Erträge abwerfen, so erfüllen sie ihren Zweck. Zölle 
und Steuern auf Luxusartikel haben nur eine Schattenseite: sie 
bringen nichts ein. Dafs die beiden genannten Artikel nicht im 
Stande sein können, grofse Summen an Zöllen abzuwerfen, bedarf 
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keiner weiteren Bemerkung. Hier noch einige andere concrete 
Beispiele aus der officiellen Reichsstatistik. Im Jahre 1878 gingen 
in den freien Verkehr des Zollgebiets über: 

Seidene Kleider 538 Ctr., Zollsatz 120 Jt, Ertrag also 
64 560 Jlt. 

Andere Kleider, künstliche Blumen und Schmuck- 
federn 6241 Ctr. ä 90 J^, Ertrag also 561690 J^. 

Herrenhüte von Seide 72 Ctr. ä 90 J^, Ertrag 6äf^o Jl. 

Waaren ganz aus edlen Metallen, Perlen, Korallen 
393 Ctr. ä ISO JC, Ertrag 58950 Jf. 

Zwirnspitzen 176 Ctr. ä 120 ^/fCf Ertrag 21 120 ^^ 
Diese Luxusartikel warfen trotz hoher Zollsätze zusammen 
also nur 712800 J^ ab, während allein die Salzsteuer im Etats- 
jahr 1878/79 35 470905 JC aufgebracht hat, obwohl der Steuersatz 
nur 6 Jt den Centner betrug. Zwar hat man im Jahre 1879 die 
Zollsätze auf die genannten Luxusartikel stark erhöht, aber wie 
grofs ihr Mehrertrag sein wird, steht noch dahin. Jedenfalls kann 
die Erhöhung selbst dann nicht von Belang sein, wenn sie sich 
auch den Zollsätzen proportional verhält. 

An einer Anzahl auch den Armen unentbehrlicher Artikel 
sind die Reichen mit einem gröfseren Consum und demzufolge 
mit einem gröfseren Steuerbetrage participirt; theils weil sie damit, 
weniger sparsam umgehen, theils weil sie gröfsere Haushalte 
führen, namentlich eine zahlreiche Dienerschaft halten, für deren 
Verpflegung sie zu sorgen haben. Dafs sie einen Theil der durch 
Zölle . gestiegenen Unterhaltungskosten auf die Dienerschaft ab- 
wälzen können, ist theoretisch nicht zu bestreiten; denn die ge- 
stiegenen Kosten können eben manche Leute veranlassen, sich 
diesen Luxus zu versagen, und das gröfsere Angebot von Dienst- 
suchenden kann in manchem Falle zu einer Herabminderung des 
Lohnes fuhren, wodurch die Steuern vom Herrn auf den Diener 
abgewälzt werden. Indefs bleibt letzterem die Möglichkeit, in 
einen andern Beruf überzugehen ; überdies ist die Ueberwälzungs- 
frage noch so dunkel, dafs hier nicht weiter Gewicht darauf ge- 
legt, vielmehr zugestanden werden soll, dafs für viele (nicht alle) 
Artikel die Herrschaft für den Consum der Dienerschaft die 
Steuer mitbezahlen mufs. 

Auf der andern Seite hört man bisweilen umgekehrt argu- 
mentiren. Indem die Ansicht von Adam Smith durch Ueber- 
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treibung zu einer Carricatur gemacht wird, läfst sie sich als 
Feigenblatt für die in ihrer Nacktheit beschämende Thatsache, 
dafs die indirecten Steuern den Aermeren mindestens im Ver- 
hältnifs zu seinem Einkommen ganz erheblich überlasten, ge- 
brauchen. So wird ganz allgemein von Steuern auf den Arbeiter, 
seien -sie Brod- oder Branntweinsteuern, behauptet, der Arbeiter 
wälze den Betrag der Steuer durch Lohnerhöhung wieder ab. Ganz 
abgesehen, dafs dazu die zweischneidigen und nur vom herz- 
losesten Hohn anzupreisenden Mittel der Strikes, Auswanderungen, 
geringeren Vermehrung oder gröfseren Sterblichkeit gehören, so 
wäre es höchst räthselhaft, wer zuletzt die Steuer bezahlte. Denn 
auch die Consumenten der Fabrikate würden nach dieser Theorie 
die Steuerpartikelchen wieder auf ihre Arbeitsproducte schlagen 
und so fort. So würden die Steuern Jahr für Jahr eingehen und 
schliefslich von Niemandem getragen werden, wobei aber, wohl- 
gemerkt, kein Socialcapital die Function des Steuerabwerfens ver- 
richtet, wie bei der Grundsteuer. Wagner, der diese Frage eben- 
falls gründlich untersucht, kommt zu dem Resultate, «dafs die 
Steuer sehr leicht auf dem kleinen Mann, dem Arbeiter, sitzen 
bleibt». Die gleiche Ansicht bekundet Held, der ihr aber noch 
schärferen und für die nach der Steuerreform lüsternen Inter- 
essenten geradezu vernichtenden Ausdruck giebt: «Wenn die Be- 
sitzenden die Steuer durch höhere Löhne schliefslich doch zahlen 
müssen, warum verzichten sie denn auf das formelle Verdienst der 
gröfseren Zahlung, warum verwenden sie ihren Einflufs im Staat 
nicht zu einer Steuerreform, die ihnen materiell nicht schadet, 
während sie ihren Werth für die Staatsgesammtheit in hellerem 
Lichte strahlen lassen müfste?» 

Im Grofsen und Ganzen gilt von den Verbrauchssteuern, dafs 
sie umsomehr Kopfsteuern werden, je ergiebiger sie sind. Im 
concreten Falle der Steuerreform haben wir es nur mit ergiebigen 
Steuern zu thun, mit Zöllen und Steuern auf Artikel des allge- 
meinen und Massen -Consums. Eine Zollerhöhung auf alle die 
kleinen Genufsartikel, die lediglich den Reichen vorbehalten sind, 
kann aus dieser Betrachtung fern bleiben, da sie von Niemandem 
in den Rahmen der Reform gezogen werden und selbst eine be- 
liebige Zollerhöhung auf dieselben keine Summen zu liefern ver- 
möchte; der Import dieser Artikel hat die Eigenthümlichkeit, 
mit steigenden Zollsätzen abzunehmen. 
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Von Adam Smith bis auf Adolph Wagner's vor wenigen 
Monaten erschienenen neuesten Band der Finanzwissenschaft ist 
von allen bedeutenden Volkswirthen festgehalten und unangreif- 
bar nachgewiesen, dafs ertragreiche Consumsteuern nur von Gegen- 
ständen eines allgemeinen oder wenigstens weitverbreiteten Con- 
sums herrühren können und dafs Steuern auf dieselben eine stärke 
(mindestens relative) Ueberlastung der ärmeren Classen mit sich 
bringen. In der seichten Tagesliteratur hat man freilich wohl 
Argumente zu Gunsten der Steuer gehört, wie: «die Aermeren 
merken es gar nicht, wenn ihnen die Steuern pfennigweise ab- 
genommen werden». «Die 4 oder 5 ./^,» sagt Wagner sehr 
richtig, «die die Arbeiterfamilie pfennigweise für Salzsteuer im 
Laufe des Jahres ausgegeben hat, fehlen ihr doch nothwendig 
irgendwo sonst, entweder für andere Ausgaben und Genüsse oder 
als Sparpfennig.» Wenn der auf den Einzelnen fallende Steuer- 
betrag der gleiche bleibt, so ist natürlich die unmerklich bezahlte, 
die nicht lästige Steuer die entschieden bessere. Allein den 
Aermeren einen höheren Steuerbetrag aufzuwalzen, «weil sie es 
nicht merken», ist eine gewissenlose Speculation auf die Einfalt, 
die durch nichts zu rechtfertigen ist. 

Die Entbehrlichkeit der Artikel stuft sich in einer ununter- 
brochenen Reihe ab, bis sie bei solchen ankommt, die der kleine 
Mann sich ebenso wenig versagen kann, wie der Wohlhabende, 
als Fleisch, Caffee, Petroleum u. s. w. , und endlich zu solchen 
übergeht, die viel weniger in den Kreisen der Reichen als gerade 
bei den Aermeren verbraucht werden; theils sind das solche, die 
unter allen Umständen nothwendigerweise verbraucht werden 
müssen, wie Brod und Salz; theils werden sie nach Sitte und 
Lebensweise thatsächlich von dea Aermeren allein oder vor- 
wiegend genossen, wie Branntwein. Zucker wird von den ganz 
armen Leuten wenig consumirt; bei sehr mäfsigen Wohlstands- 
verhältnissen wird aber schon das Maximum des Consums er- 
reicht, denn auch der Millionär kann nicht mehr Zucker essen^ 
als ein auskömmlich besoldeter Beamter. Tabak läuft zwar in 
manchen Darstellungen unter dem Namen Luxusartikel, und 
namentlich wird er von den Anhängern der Steuerreform so ge- 
nannt. Allein thatsächlich ist die Gewohnheit zu rauchen und zu 
kauen bis in die ärmsten Schichten des Volkes aller Gegenden des 
Reiches eingedrungen; der Arbeiter auf dem Felde, der Fuhr- 
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mann auf der Landstrafse, der Maurer auf dem Gerüste, der 
Soldat in der Kaserne, sie rauchen oder kauen alle, und zwar bei 
der Arbeit sowohl wie in den Ruhepausen, während der wohl- 
habende Mann meist eine feine Cigarre raucht, aber doch den 
Genufs derselben auf einzelne Stunden des Tages beschränkt. 
Da eine Werthsteuer von Tabak noch undurchführbarer ist, als 
fast jede andere Werthsteuer — selbst das französische Monopol 
hat nur die Carricatur einer solchen, — also auf den verfeinerten 
Luxus des Wohlhabenden keine Rücksicht genommen werden 
kann, so ist die Tabaksteuer in ausgeprägtestem Mafse eine Kopf- 
steuer. Die niedrigere Besteuerung des inländischen Tabaks 
gegenüber dem ausländischen ändert an diesem Character nichts, 
denn der Preis des inländischen Gewächses richtet sich nach dem 
des ausländischen, das das Hauptquantum für den Consum liefert; 
was also der Staat an Steuer weniger einzieht, fliefst an Preise 
dem Producenten zu; der Consument aber mufs es bezahlen. 

Der Tabak theilt mit Branntwein und Bier — neben welchen 
er meist als Schlachtopfer für die Steuerreform bezeichnet wird 
— eine ganz besondere Eigenthümlichkeit. Leute, die in abhän- 
gigen Verhältnissen leben, Hausgesinde, Arbeiter, die von ihrem 
Arbeitgeber verköstigt werden, Schiffer, Soldaten in Kasernen 
u. s. w. erhalten, wie schon oben bemerkt, manche zollpflichtige 
Artikel geliefert, so dafs ihr Arbeitgeber oder der sonstige Ver- 
köstiger den Zoll bezahlen mufs, wenn er nicht in der Lage ist, 
ihn in Form von Lohnabzug auf die Arbeiter abzuwälzen. Allein 
wohl selten oder nie sind in derartige Verpflegungen die üblichen 
Rationen von Branntwein, Bier und Tabak eingeschlossen. Diese 
zahlt der Consument, der selbst die Salzsteuer noch von seinem 
Brodherrn tragen läfst, unter allen Umständen selbst. Biersteuer 
und Tabaksteuer sind daher strenge Typen einer allgemeinen 
Kopfsteuer, die Branntweinsteuer ist eine Kopfsteuer, von der die 
Wohlhabenden heute befreit sind. In einigen Gegenden Deutsch- 
lands (Ostpreufsen, Posen u. s. w.) ist Bier allerdings ein Luxus, 
aber nur gegenüber dem Branntwein, der dafür um so alltäglicher 
genossen wird. 

Die «sittlichen und sanitären» Gründe für hohe Steuern auf 
Tabak und geistige Getränke werden sofort verdächtig, wenn 
man sie von denen aussprechen hört, die einen pecuniären Vor- 
theil für sich davon erwarten. Sie führten sodann in erster Linie 
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zu einer exorbitanten Besteuerung des Branntweins, aber eine 
solche wird von eben denselben Interessenten wieder nach Mög- 
lichkeit zu hintertreiben gesucht, weil sie mit der Viehzüchtung 
und Branntweinproduction schwer verträglich ist. Die Kritik 
dieser Argumente erforderte eigentlich eine Abhandlung für sich ; 
hier kann nur hurz angedeutet werden, dafs die fiscalischen und 
erziehlichen Interessen des Staats nicht vereinigt werden können. 
Ist der Branntwein unbedingt schädlich (was gar nicht einmal zu- 
trifft, und von Bier und Tabak erst recht nicht gesagt werden 
kann), so mufs er verboten werden. Ist er nicht zu verbieten, so 
darf er nicht ohne Noth, nicht aus Erziehungsgründen, hoch be- 
steuert werden, denn wenn man nicht den Einzelnen die Gläser 
Schnaps zuzählen kann, so hindert man die Säufer doch nicht 
daran, sich zu betrinken, ihre Familie zu prügeln und sich mate- 
riell zu ruiniren; im Gegentheil, die Steuer beschleunigt den ma- 
teriellen Ruin, mit dessen angeblicher Abwendung man sie popu- 
lär zu machen sucht. Die liberalen Gegner der Steuerreform 
sind zwar nicht abgeneigt gewesen, den Tabak und den Brannt- 
wein in den Bereich der Steuerreform zu ziehen, aber nur um 
denselben Steuerzahlern den Genufs des Salzes und ähnlicher ganz 
unentbehrlicher Lebensmittel (zu denen sich jetzt Brod, Fleisch, 
Petroleum u. s. w. gesellt haben) leichter zugänglich zu machen, 
nicht aber, um die begehrlichen privilegirten Classen mit Steuer- 
erlässen zu bevorzugen. Zu jener Reform wird man sie immer 
bereit finden, denn es mufs als ein gsöfserer Uebelstand be- 
zeichnet werden, wenn Salz und Petroleum, als wenn Branntwein 
im Preise steigt. Charakteristisch für die jetzt herrschende Inter- 
essenpolitik ist das Auskunftsmittel des Schanksteuergesetzes, 
welches Mittel zur Durchführung der Steuerreform liefern, aber 
lieber den Wirth statt des Trinkers treffen sollte, um nur unter 
allen Umständen den Gutsbesitzer zu verschonen. 

Einen glühenden Verehrer haben die indirecten Steuern an Thiers 
gehabt, der ein Gegner der Einkommensteuer war, weil sie das. 
socialdemokratische Princip enthalte, dafs der Bürger nach seiner 
Steuerkraft und nicht nach den vom Staate empfangenen Leistun- 
gen steuern solle. Die wirkliche Wissenschaft urtheilt natürlich 
anders. Das Gegenleistungsprincip wird für den Staat kaum noch 
ernstlich aufrecht erhalten; das Verlangen nach Proportional- 
besteuerung gilt allgemein für höcht human, nur ist es ein schwer 
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erreichbares Ideal, von dem man sich indessen keinen Schritt 
wieder zurückdrängen lassen sollte. Für Thiers war ein solcher 
Rückschritt wohl durch die sonstige Nothlage des Staates geboten, 
denn andere Wege, den plötzlich so riesenhaft gesteigerten Steuer- 
ansprüchen gerecht zu werden, gab es nicht. Bei uns geht aber 
alles in gutem, bewährten Gleise; ein Grund, plötzlich Kehrt zu 
machen, liegt schlechterdings nicht vor. Vielleicht geht man nicht 
fehl, wenn man glaubt, dafs Fürst Bismarck von Bewunderung 
flir die Zauberei des Herrn Thiers, die die Steuerquellen so reich- 
lich fliefsen machte, ergriffen ist, und auch dessen Methode nach- 
ahmen will. 

Dafs die Socialdemokraten nach möglichster Beseitigung der 
indirecten Steuern und Ersetzung derselben durch directe, stre- 
ben, ist allerdings eine Thatsache, aber kein Grund für Nicht- 
socialisten, das Entgegengesetzte anzustreben. Im Gegentheil. 
Die Ueberlastung der Aermeren, der Arbeiter, durch ein J^teuer- 
System, das vorzugsweise auf indirecte Steuern basirt ist, kann 
gar nicht abgeleugnet werden. Lassalle hat gezeigt, wie sich 
solche Zustände agitatorisch im Sinne der Socialdemokratie ver- 
werthen und populär machen lassen. Seine Reden und Schriften 
gegen die indirecten Steuern gehören zu den folgenreichsten 
Thaten in der Entstehungsgeschichte der Socialdemokratie. Seit 
seinem Auftreten hat unser Steuersystem bereits eine entschiedene 
Verschlechterung zum Nachtheil der kleinen Leute erfahren, welche 
wohl mehr ausgebeutet werden würde, wenn die socialdemokra- 
tische Presse nicht unterdrückt wäre. Es ist ein dringendes Ge- 
bot für die staatserhaltenden Parteien, nicht die Sorge für den 
kleinen Mann zu vernachlässigen und ganz in die Hände der 
Socialdemokraten übergehen zu lassen. Die Beförderer der 
Steuerreform arbeiten den letzteren in die Hände, während die 
Bemühungen der Gegner der Reform zugleich einer agitatorischen 
Ausbeutung der Steuerfrage im Sinne der Socialdemokratie vor- 
beugen. 

Dafs auch die indirecten Steuern ihre Lichtseiten haben, grofse 
Ergiebigkeit u. s. w., dafs sie unentbehrlich sind und namentlich 
einem plötzlich gesteigerten Bedürfnisse gegenüber selten vermie- 
den werden können, leugnet Niemand. Der Streit steht ja aber 
nicht so, dafs der Reichskanzler sie beibehalten will und die 
Gegner sie zu beseitigen streben. Fürst Bismarck will sie yer- 
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mehren und dagegen die directen vermindern ; die Gegner wollen, 
dafs das Steuersystem bleibt wie es ist und nicht abermals zum 
Nachtheil der ärmeren Classen verändert werde. 

Was wir haben an directen Steuern, an starker Belastung 
der steuerkräftigen Schultern oder (wie Grund- und Gebäude- 
steuer) an Staatsrevenuen aus Staatsvermögen, das darf nicht ab- 
geschafft werden um Steuern Platz zu machen, die auf die Steuer- 
kraft weniger Rücksicht nehmen, als die bestehenden. Gegenüber 
den Zuständen anderer Staaten und den ihnen nacheifernden Re- 
formprojecten darf das preufsische Steuersystem immer noch ein 
relativ sehr humanes, sehr gutes genannt werden. 

Als eine Lichtseite der Verbrauchsabgaben ist allerdings an- 
zuschlagen, dafs sie sich leichter veränderlich machen lassen, als 
die Realsteuern (gegen Personalsteuern trifft es gar nicht einmal 
zu), doch fällt dagegen auch andererseits ins Gewicht, dafs ihre 
Erträge sehr oft gegen Plan und Absicht schwankend und un- 
gewifs sind. Ist dies schon in gewöhnlichen Zeiten ein Mifsstand, 
der es unbedingt ausschliefsen sollte, das ganze Steuersystem vor- 
zugsweise auf sie zu basiren, so kann der Uebelstand in Kriegs- 
zeiten zu einer grofsen Calamität werden, wie z. B. Rufsland im 
letzten Kriege erfahren hat. Wie sich das vollends gestalten 
würde bei einer etwaigen fremden Invasion, mag man nicht aus- 
malen , darf aber darum nicht unterschätzt werden. Wenn es in 
solchen Augenblicken höchsten Nationalunglücks der Zusammen- 
fassung aller Kräfte bedürfte, würde man die Organe, die das 
Zusammenfassen ermöglichen, zerbrochen finden. Die preufsischen 
Finanzen sind ein zu solider Bau, als dafs man sie aus doctrinairen 
Gründen oder um unbescheidene Grofsgrundbesitzer zu befriedigen, 
umstürzen sollte. 

Es sind bis jetzt nur einige der Hauptgründe gegen die Aus- 
dehnung der indirecten Besteuerung angeführt, an welche sich 
noch viele andere anschliefsen, die alle zu berühren hier zu weit 
führen würde. Es mufs der Tagespresse überlassen bleiben, für 
eine gebührende Berücksichtigung derselben zu sorgen, je nach- 
dem die Bemühungen, Propaganda für die Steuerreform zu machen, 
diesen oder jenen Vorwand benutzen. 

Wir schliefsen diese Betrachtungen, indem wir noch kurz 
einen Blick auf den jetzigen Stand der Verbrauchsbesteuerung 
im Deutschen Reiche werfen. Im Budget 1 880/81, für welches 
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die volle Höhe der neuen Zölle und der Tabaksteuer noch nicht 
eintritt, sind veranschlagt (einschliefslich der Aversen der Frei- 
häfen): 

die Zölle, einschliefslich des Tabakzolls . Jt 170247950 

die Tabaksteuer » 376550 

die Rübenzuckersteuer » 47 735 3^0 

die Salzsteuer {^ Jt pro Ctr.) » 36470170 

die Brausteuer (ausschliefslich Bayerns, 
Württembergs, Badens und Elsafs- 

Lothringens) » 15734630 

die Branntweinsteuer (ausschliefslich Bayerns, 

Württembergs und Badens) . . . . ? 36631 810 

Jl 307 196470 

Unter den Zöllen finden sich unter Anderen: Petroleum 3 M 
pro Ctr.; Caffee 20 Jlt pro Ctr.; Roggen 50 Pf. pro Ctr.; Tabak 
42 Va Jt pro Ctr. 



Die Wehrsteuer. 



Der am 23. April bekannt gewordene Entwurf zu einem 
Wehrsteuergesetz ist im Reichstage nicht mehr zur Verhandlung 
gekommen. Die Idee, einen Geldbetrag *von denjenigen in ihrer 
Erwerbthätigkeit nicht verminderten Männern zu erheben, welche 
von der schweren Last der Dienstpflicht entbunden sind, hat viel- 
fach sympathische Aufnahme gefunden. Man hielt sie für eine 
iiothwendige Ergänzung der Allgemeinheit der Heereslast im 
Sinne der ausgleichenden Gerechtigkeit. Allein Bedenken dagegen 
sind so ziemlich auf allen Seiten anerkannt, und wie es scheint, 
sind dieselben um so gröfser geworden, je mehr man sich mit 
dem concret vorliegenden Entwürfe beschäftigt. Die Gesichts- 
punkte unserer Erörterung streift er weniger, als andere Steuern; 
die Gründe anderer Art, die für und wider geltend gemacht 
werden, können daher hier mehr berührt als ausgeführt werden. 

Die wichtigsten Paragraphen lauten folgendermafsen : 
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§ I. Wehrpflichtigehaben, soweit sie der gesetzlichen Dienst- 
pflicht im stehenden Heere, in der Flotte, der Landwehr oder 
der Seewehr I. Classe nicht genügen, eine Steuer nach den Vor* 
schrifl;en dieses Gesetzes zu entrichten. Der Steuer sind ins- 
besondere unterworfen Wehrpflichtige, welche i) vom Dienste 
im Heere oder der Marine ausgeschlossen oder ausgemustert, 
2) der Ersatzreserve I. oder IL Classe oder der Seewehr 11. Classe 
überwiesen werden, 3) vor erfüllter Dienstpflicht aus jedem Mili- 
tairverhältnifs ausscheiden. 

§ 2. Die Steuerpflicht dauert längstens zwölf Jahre und be- 
ginnt mit dem i. April, welcher der endgültigen Feststellung einer 
der im § I bezeichneten Voraussetzungen zunächst folgt. 

§ 6. Zur Zahlung der Steuer sind aufserdem die Eltern 
bezw. Adoptiveltern der im § i bezeichneten Wehrpflichtigen für 
die Zeit verpflichtet, in welcher sie dieselben auf Grund recht- 
licher Verpflichtung ganz oder theilweise unterhalten. Diese Per- 
sonen haben die Steuer so lange zu entrichten, als die Steuer- 
pflicht der von ihnen unterhaltenen Wehrpflichtigen dauert, bezw. 
bis zum Ablaufe des Kalenderquartals, in welchem sie demselben 
zuletzt Unterhalt gewährt haben. 

§ 7. Von den in § i bezeichneten Personen wird für jedes 
Steuerjahr eine feste Steuer von 4 Jt erhoben. Das Steuerjahr 
beginnt mit dem i. April und schliefst mit dem 31. März jeden 
Jahres. Für diese Steuer sind die in § 6 bezeichneten Personen 
solidarisch haftbar. 

S 8. Aufser der festen Steuer (§ 7) haben Steuerpflichtige 
/§§ I und 6) : a. deren steuerpflichtiges Einkommen den Betrag 
von 6000 M übersteigt, eine Jahressteuer von 3 ^ zu entrichten, 
welche bei einem Jahreseinkommen von mehr als 6000 — 7000 Jt 
iSo JC und von mehr als 7000 — 8000 JC 210 JC und so fort, für 
jedes weitere Einkommen von 1000 JC ^o JC Steuer mehr, betr^; 
b. deren steuerpflichtiges Einkommen den Betrag von 6000 JC 
nicht übersteigt, eine Jahressteuer nach folgenden Sätzen zu ent- 
richten : bei einem Jahreseinkommen von mehr als 5400 JC bis 
einschliefslich 6000 JC 14S JC, von 4800 — $400 JC 120 JC, von 
4200 — 4&00JC g6JC, von 3600— 4200 J^ 72 JC, von 3000— 3600.^^ 
^2 JC, von 2400—30(X).if 2^ JC, von 1800— 2400 J^ 24 JC, von 
1500 — 1800 jfC iSJC, von 1200— 1500 J^ 12 JC, von 1000 — 1200 JC 
10 JC, Personen, deren Jahreseinkommen den Betrag von 1000 JC 
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nicht übersteigt, sind lediglich der im § 7 bezeichneten Steuer 
unterworfen. 

Zunächst haben wir also eine Kopfsteuer von 4 Ji vor uns, 
gegen die sich alle Vorwürfe richten, welche man überhaupt 
gegen diesen Mafsstab der Steuer geltend macht, und die so be- 
kannt und allgemein anerkannt sind, dafs kein Wort darüber zu 
verlieren ist. Indessen trifft der Charakter der Kopfsteuer nur 
nach unten hin zu. Abgesehen von den im § 5 genannten: 

i) Wehrpflichtigen, welche vor dem i. Januar 1872 militär- 
pflichtig geworden sind; 

2) Wehrpflichtigen, welche durch eine Dienstbeschädigung 
zum ferneren Militärdienst unbrauchbar geworden sind, 
oder, abgesehen von dem Falle einer Dienstbeschädi- 
gung, einen gesetzlichen Anspruch auf Invalidenversor- 
gung haben; 

3) Wehrpflichtigen, welche in Folge geistiger oder körper- 
licher Gebrechen erwerbsunfähig sind und kein hin- 
reichendes Einkommen besitzen, um sich und diejenigen 
Angehörigen- zu unterhalten, deren Alimentation ihnen 
gesetzlich obliegt; 

4) Wehrpflichtigen, welche regelmäfsige Unterstützung von 
der öffentlichen Armenpflege empfangen, 

welche der Steuer nicht unterworfen sind, mufs auch der Aermste 
zwölf Jahre lang jährlich seine vier Mark bezahlen. 

Nach oben hin ist der Satz der Steuer einigermafsen dem Ein- 
kommen proportional. Anfänglich progredirt er rasch, bis er bei 
6000 bis jooo JC bei 3% ankommt. Im Ganzen bieten die Sätze 
der Steuer somit viele Analogie mit der Classen- und Einkommen- 
steuer. Während man diese nach dem Steuerreformplane theils 
beseitigen, theils erleichtern will, soll in der neuen Wehrsteuer 
etwas Aehnliches wieder eingeführt werden. Es trifft also unge- 
fähr zu, wenn man sagt: die Classensteuer und die fünf untersten 
Stufen der Einkommensteuer sollen für die Dienstpflichtigen auf- 
gehoben, für die von der Dienstpflicht befreiten aber für zwölf 
Lebensjahre bestehen bleiben. Das ist das günstigste, was man 
dafür sagen kann. 

Bezüglich des Hauptgesichtspunktes dieser Untersuchung — 
der Wirkung auf Arm und Reich — fällt zweierlei stark in die 
Augen: i) die starke Kopfsteuer für die Erwerbthätigen, welche 
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eben über der Armenunterstützung stehen. Einkommen von 400 Jl 
sind sogar classensteuerfrei — nach dem Entwürfe müssen solche 
Leute zwölf Jahre lang jährlich 4 Jt bezahlen. Einkommen von 
650 Jt zahlen nur 3 M Classensteuer — die Wehrsteuer trifft sie 
mit 4 Jt. Hier ist die alte Steuer also wesentlich milder als die 
neue. Die alte soll als zu hart abgeschafft werden und gleich- 
zeitig legt man eine härtere auf — man legt sie zu den sonstigen 
neuen indirecten Steuern noch hinzu! Es kann nicht geleugnet 
werden, dafs hier wiederum eine starke Mehrbelastung der 
ärmeren Classen vorliegt, d. h. dieses Mal der nicht Wehrpflich- 
tigen aus denselben. 2) Die nur scheinbare Veranlagung der 
Steuer nach Mafsgabe des Wohlstandes nach oben hin. In der 
Zeit vom 23. bis 35. Lebensjahre sind die Männer gerade aus den 
wohlhabenderen Ständen noch bei weitem nicht auf der Höhe 
ihrer Erwerbsfähigkeit angelangt. Dieselbe beginnt meistens erst 
mit den dreifsiger Jahren. Während nun das Gesetz sehr schön 
eine proportionale Besteuerung des Reichthums im Auge hat, 
verfehlt es dieselbe stark, indem es gerade aus den reichen 
Classen die nicht reichen Individuen trifft. Die Clausel, dafs unter 
Umständen die Eltern selbst mit einer Steuer von ihrem Ein- 
kommen belegt werden können, ist zwar wohlgemeint, verfehlt 
aber ihren Zweck, denn reiche Eltern können bequem ihren 
Söhnen ein Capital aussetzen, dessen Zinsen die Söhne zu ver- 
zehren und zu versteuern haben, wobei der Staat viel weniger 
erhalten kann, als beabsichtigt worden ist. 

Eine wichtige Frage ist nun die: Werden die Dienstpflich- 
tigen die Wirkung dieser Steuer auf die Nichtdienstpflichtigen 
als eine Erleichterung empfinden? Das hängt natürlich ganz von 
den gerade hiergegen in Wegfall kommenden Steuern ab, und 
ist schwer zu beantworten, wenn diese mit andern zu erlassenden 
Steuern in einen Topf gethan werden und dagegen die Wehr- 
steuer mit andern neuen Steuern gemeinsam auftritt. Soviel läfst 
sich aber als begründetes Urtheil aussprechen: Wo immer die 
Wehrsteuer im Zusammenhange steht mit einer Erleichterung der 
Grund- und Gebäudesteuer, oder der höheren Classen der Ein- 
kommensteuer — sei es im Staats- oder im Communalsteuer- 
wesen — da thut man im Interesse der ärmeren Classen besser, 
es beim Alten zu lassen. Und zwar haben dieses Interesse nicht 
blos die Dienstfreien, sondern auch die Dienstpflichtigen. 
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Denn von einer Steuererleichterung spüren die ärmeren 
Dienstpflichtigen dann gar nichts oder so gut wie gar nichts. 
Aber ihre dienstfreien Brüder und Angehörige, welche die Eltern 
und sonstigen Angehörigen der Dienstpflichtigen in zahllosen 
Fällen unterstützen müssen, werden durch die geplante Wehr- 
steuer nicht unbedeutend belastet, und das fällt mittelbar oder 
unmittelbar auf die Dienstpflichtigen zurück. 

Eine Reihe von moralischen Bedenken sind gegen diese Steuer 
aufgetaucht. Man fürchtet, dafs der Grundsatz der Wehrsteuer 
zu einem System des Loskaufs führe und damit in den Grund- 
satz der allgemeinen Wehrpflicht Bresche geschossen werde ; man 
furchtet, dafs bei der körperlichen Prüfung einige Rücksicht darauf 
genommen werde, ob der Prüfling durch Dienstbefreiung dem 
Staate viel Geld einbringe oder nicht. Endlich mag hier erwähnt 
werden, dafs nach dem Urtheil eines mit Auswanderungsverhält- 
nissen genau vertrauten Mannes die Einführung einer Wehrsteuer, 
welche allgemein als eine handgreifliche Steigerung der Militär- 
last betrachtet werden würde, viel Unzufriedenheit hervorrufen 
werde, welche zur Vermehrung der Auswanderung führen müsse. 

Die Wehrsteuer ist insofern ein Unicum in dem Steuerreform- 
plane, als sie dem Grundgedanken der letzteren, der Ersetzung 
directer Steuern durch indirecte, widerspricht; denn sie ist selbst 
ausgeprägt eine directe. So weit sie eine Tendenz bezüglich der 
Abwälzung der Steuer vom reichen Manne auf den armen hat, 
wirkt sie in der besagten Richtung; wenn auch. in einigen Punkten 
minder schroff, so doch in anderen schroffer. Wie es heifst, wird 
der Ertrag der Wehrsteuer auf 20 Millionen Jt veranschlagt. 
Gewifs ist, dafs ein sehr grofser Theil derselben aus der Kopf- 
steuer von ^Jt jährlich herrührt. 

Auch bezüglich dieser Steuer gilt was von anderen nach- 
gewiesen ist: Zur Einführung derselben ist keine Nothlage, kein 
Deficit vorhanden. An irgend welchem Nachweise dafür, dafs 
die neue Steuer besser sei, als die bestehenden alten, fehlt es 
noch gänzlich — sofern man nicht als etwas besseres den Um- 
stand ansehen will, dafs sie den Reichen nicht so sehr bedrückt 
wie die alten Steuern. 
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Die StempelsteueF. 



Ebensosehr dem Verlangen nach ausgleichender Gerechtigkeit 
und Beseitigung der «Steuerfreiheit des Capitals^ als dem Wunsche 
nach Steigerung der Einnahmen ist das Conglomerat von Steuern 
entsprungen, das man unter dem Namen Stempelsteuer zusammen- 
gefafst hat. Die Quittungsteuer ist schon zum Tode verurtheilt, 
ehe sie zürn Leben gekommen ist, denn kaum irgend eine Partei 
hat sich dafür erwärmen können und so steht ihre Annahme aufser 
dem Bereiche der Möglichkeit. Es braucht daher hier nur kurz 
angedeutet zu werden, dafs sie zum grofsen Theile eine indirecte 
Steuer ist, die die allgemeinen Unkosten des Güteraustausches 
erhöht, und alle derartigen Unkosten mufs im Grofsen und Ganzen 
der Consument tragen; ein Theil fällt allerdings auf den aus 
anderen Ursachen gegen seinen Concurrenten nachtheiliger gestellten 
Producenten, d. h. denjenigen, welcher nicht im Stande ist, durch 
Ausdehnung der Production die Steuer aus einem hinzuwa.chsenden 
Gewinn zu bestreiten, sondern welcher über seine alte Productions- 
weise nicht hinausschreiten kann, vielleicht sogar zurückgehen 
mufs, weil er in Folge der vorerwähnten Productionsvermehrung 
seines Concurrenten die Preise unerhöht oder gar erniedrigt findet. 
Aehnliche Ursachen führen dazu, dafs der eigentliche Handwerker, 
der Jahres- oder Quartalsrechnungen giebt, oft die Steuer tragen 
mufs, weil das gegen baar verkaufende concurrirende Laden- 
geschäft vielfach davon frei bleibt. Die Quittungssteuer ist auf 
8V2 Mill. geschätzt, der Ertrag der übrigen Stempelsteuer auf 
II 72 Mill., davon 6 Mill. fiir die Steuer auf Lotterieloose. 

Von den Staatsgeldlotterien, den bedeutendsten Unter- 
nehmungen dieser Art, erhebt der Staat schon einmal eine recht 
beträchtliche Steuer (in Hamburg z. B. 14 %), Er bezieht dieselbe 
aus der Illusion eines mangelhaft aufgeklärten Publicums. Die 
«Börse», mit deren Belästigung das Stempelsteuergesetz populär 
zu machen versucht wird, trägt diese Steuer nur in sehr be- 
scheidenem Mafse, da sie im Allgemeinen zu gewitzigt ist, um 
sich auf die Lotterieillusion einzulassen. Loose für milde Zwecke 
werden zwar vielfach hier untergebracht; es ist aber zu bezweifeln, 
ob der Gesetzgeber es gerade als einen glücklichen Erfolg an- 
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sehen wird, wenn er ihre Verbreitung durch Steuern erschwert. 
Prämienanleihen, die bei der Börse wohl beliebt waren, sind be- 
kanntlich verboten. Der Mittelstand ist aber derjenige, welcher 
das Spielen mit Liebhaberei betreibt. Kann nun auch nicht be- 
stritten werden, dafs das Laster des Spiels keinen Anspruch auf 
Schonung von der Steuerschraube hat, so fragt sich doch ander- 
seits, ob nicht der Staat seiner sittlichen Aufgabe mehr entspricht, 
wenn er auf Beseitigung der Lotterien, wenigstens der Staats- 
lotterien hinstrebt, als wenn er sie zu einer Quelle erhöhter Ein- 
nahmen macht, welche ihre Aufhebung erschweren. 

Man wird sich weder für noch wider diese Steuer sehr be- 
geistern können. Es fragt sich immer nur, ist es nöthig, ist es 
rathsam, überhaupt die Neubelastung einzuführen? Was soll mit 
demGelde geschehen, das sie aufbringt? Da der grofseErmäfsigungs- 
plan entschieden zu verwerfen ist, so kann er die Einführung der 
Steuer nicht rechtfertigen. 

Es bleibt also noch die eigentliche Börsensteuer mit einem 
Ertrage von sYa Millionen übrig. Hiervon entfällt ein Theil auf 
die Schlufsscheine für Waarenverkäufe. Sofern nun ein Waaren- 
Schlufsschein im sogenannten Consumgeschäft ausgestellt wird* 
d. h. nicht gerade die eigentlichen Speculations- und Spielgeschäfte 
der Börsen (Spiritus-, Zuckerspeculationen , Getreidewispeleien 
u. s. w.) betrifft, wirkt der Stempel lediglich wie die Erschwerung 
des nothwendigerweise stattfindenden Waarenaustausches und 
mufs also, wenn auch im Einzelnen die Ueberwälzung nicht klar 
zu Tage tritt, im Grofsen und Ganzen doch vom Consumenten 
getragen werden. Da nun der Stempel nur sehr wenige Stufen 
hat, so wirkt er erschwerend nach unten, d. h. je mehr die De- 
taillirung fortschreitet. Die Steuer hat ferner in einem gewissen 
Grade die Tendenz, die Einfuhr über ausländische Häfen und die 
dort steuerfrei stattfindende Detaillirung zu begünstigen, also wie 
eine umgekehrte Surtaxe d'entrepot zu wirken. Sodann wird ein 
Theil der Steuer, d. h. für alle Geschäfte, die entweder zeitweilig 
oder aus geographischen Ursachen der Concurrenz fremder Plätze 
nicht unterliegen, auf den Consumenten abgewälzt werden und 
endlich wird ein Theil von den Kaufleuten unserer Importplätze 
getragen werden müssen, wenn sie, um nicht das ganze Geschäft 
dem steuerfreien Ausländer zufallen zu lassen, auf die Abwälzung 
der Steuer verzichten. Man mag nun geneigt sein, diese Uebel 
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als sehr gering in den Kauf zu nehmen, oder nicht — eine 
«nationale» Steuerpolitik, wie man die Reform auch wohl ge- 
tauft hat, kann man sie nicht nennen. 

Es bleibt also nur noch die Steuer auf in- und ausländische 
Actien, auf Lombarddarlehne, auf Schlufsnoten über Actien, auf 
Checs aus Giroanweisungen u. s. w. Auch davon wird ein Theil 
noch wieder abgewälzt werden, wovon indefs abgesehen werden 
kann. Mit den 4 — 5 Millionen, die aus dieser Steuer noch resultiren 
können, trifft man, wie hier zur Vereinfachung der Sache zugegeben 
werden mag, (obwohl es nicht concedirt zu werden brauchte) die 
Börse, der der Streich der ganzen Stempelsteuer eigentlich ge- 
golten hatte. Innerhalb des Rahmens des kaufmännische Ge- 
schäfte treibenden Publicums mag diese Steuer noch ungerecht 
und ungleich wirken; im Interesse der ärmeren Classen kann man 
ihr aber keine Opposition machen. Was sonst für sachliche Ein- 
wände gemacht sind, haben die vereinigten Handelskammern in 
ihrer Denkschrift vom 17. April 1880 sehr gut ausgefiihrt; hier 
näher darauf einzugehen, verbietet der Raum. 

Es fragt sich eben nun wieder, was soll mit dem Gelde ge- 
schehen, das die Steuer einbringt? Soll sie dienen, den grofsen 
Reformplan populär zu machen, weil die Besteuerung der Börsen 
ein populäres Schlagwort ist? Da ständen sich aber wahrlich die 
ärmeren Classen viel besser, wenn sie den Reformplan mit oder 
ohne Stempelsteuer verschmähten. Denn es ergiebt sich hier 
wieder als Resultat: die Steuern der ganz Armen (26^/3 % der 
Bevölkerung) würden mittelst der Stempelsteuer gar nicht ver 
ringert werden können; und selbst von dem grofsen, sich auf 
122 Millionen erstreckenden Reformproject entfallt eine so geringe 
Quote auf die minder armen, aber von Wohlstand immer noch 
weit entfernten Classen, dafs man vollends diesen 4 — S Millionen 
keinen entscheidenden Antheil daran wird zuschreiben können. 

Wenn im Zusammenhang mit den wirklich auf dem reichen 
Mann sitzenbleibenden 4 — 5 Millionen aus der Stempelsteuer und 
einigen Millionen aus der Wehrsteuer, die halbwegs proportional 
die Wohlhabenden treffen, neue indirecte Steuern von etwa 
100 Millionen aufgelegt werden sollen, wie es im «Steuerreform- 
plane» liegt, dann stehen sich die ärmeren Classen dabei hundert- 
fach schlechter, als wenn es beim Alten bleibt. 
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Trotz Wehrsteuer und Stempelsteuer werden die Herren 
Rothschild und Bleichröder aus der Steuerreform einen ansehn- 
lichen Gewinn davontragen ; von den Rentiers, die keine Geschäfte 
in Waaren oder Papieren mehr machen, ganz zu schweigen. 



Die Resultate der Steuerpeform. 



Nachdem wir die einzelnen in Frage kommenden Steuern 
einer kurzen Erörterung unterzogen haben, müssen wir uns die 
Veränderungen näher ansehen, die man mit ihnen vor hat. Nach 
den Worten des Reichskanzlers am 2. Juli 1879, welche Unter- 
stciatssecretair Scholz am 27. April 1880 bestätigte, würden 
folgende Steuern im Etat des preufsischen Staates ausfallen: 

i) die Classensteuer Ji 41 441 cxx) 

2) von der classificirten Einkommensteuer 

die Stufen von 3000 bis 6000 Jt Ein- 
kommen » 13 781 034 

3) die Grundsteuer » 40 155000 

4) die Gebäudesteuer » 27000000 

JC 122377034 
Diese Summe ist nur insofern ungenau, als den Besitzern 
eines «fundirten» Einkommens zwischen 3000 und 6000 Ji die 
Einkommensteuer nicht erlassen werden soll. Indessen wird 
schwerlich der Umfang dieser Kategorie bedeutend sein, und da 
es darüber an authentischen Ziffern fehlt, so kann für die Zwecke 
dieser Darstellung wohl davon abgesehen werden. 

Nach der zwischen der Krone und dem Landtage im Frühjahr 
1879 getroffenen Abrede sollen diejenigen Beträge aus den dem 
Reiche bewilligten Mehreinnahmen aus den Zöllen u. s. w., welche 
zu einer Ermäfsigung der preufsischen Matricularbeiträge unter 
den im Staatshaushalt 1878/79 vorgesehenen Betrag oder zu 
Ueberweisung verfugbarer Mittel vom Reiche an Preufsen fuhren, 
zu einer Ermäfsigung der Classen- und Einkommensteuer benutzt 
werden, sofern nicht darüber in Form der Verweisung eines 
Theiles der Grund- und Gebäudesteuer an die Communalverbände 
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Verfügung getroflfen ist. Zur Erfüllung des von der Krone ge- 
gebenen Versprechens ist am 27. October 1879 dem Abgeordneten- 
hause ein Gesetzentwurf vorgelegt worden. Danach sollen die 
etwa zur Erleichterung der Classen- und Einkommensteuer be- 
stimmten Beträge derart verwandt werden, dafs den Classen- 
steuerpflichtigen und den fünf untersten Stufen der Einkommen- 
steuerpflichtigen so viel Monatsraten erlassen werden, als Mittel 
da sind, wobei stets von der untersten Stufe der Classensteuer 
zu beginnen und bis zur fünften Stufe der Einkommensteuer 
hinaufzusteigen ist; nach Erlafs einer Monatsrate für die genann- 
ten Stufen ist mit dem Erlafs einer folgenden Monatsrate in 
gleicher Weise zu beginnen. 

Das Abgeordnetenhaus hat diesen Entwurf indessen dahin 
amendirt, dafs nach dem Erlafs der vorstehend angeführten 
3 Monatsraten für das Einkommen unter 6000 tM fernere Ueber- 
schüsse zu einem Erlasse verwandt werden sollen, der allen Cen- 
siten monatsratenweise eine Steuererleichterung zuführt. Herren- 
haus und Regierung haben das Gesetz in dieser Form angenommen. 
Wir vermögen dieselbe nicht zu billigen; aus der Empfehlung 
des Abg. Grumbrecht gelegentlich der zweiten Lesung ist ersichtlich, 
dafs die günstigen Wirkungen hauptsächlich davon erhofft werden, 
dafs dieses Verwendungsgesetz überhaupt da ist und somit dem 
Abgeordnetenhause eine Handhabe giebt, seinen Einflufs betreffs 
der Verwendung etwaiger Ueberschüsse zur Geltung zu bringen. 

Es ist übrigens zweifelhaft, ob und welche Beträge für den 
gedachten Zweck verwendbar sein werden, namentlich seitdem die 
Vermehrung der Armee bewilligt, und von den neuen Steuern, 
der Stempelsteuer, der Brausteuerverdoppelung und der Wehrsteuer 
keine angenommen worden ist. Vielleicht geben später einmal 
wieder die Einkünfte des Staats aus Eisenbahnen, Bergwerken 
und Forsten einen so ansehnlichen Mehrertrag, dafs gewisse Ueber- 
schüsse vorhanden sind. Der Plan, welcher uns im Augenblick 
beschäftigt, beschränkt sich aber nicht auf die Erfüllung der 
zwischen Krone und Landtag vereinbarten Abrede; er schliefst 
zweifellos eine dem Einnahmeausfall gleich- oder nahekommende 
Schaffung neuer Einnahmequellen ein. Eine gewisse Rolle spielt 
dabei die Stempelsteuer, welche ziemlich unergiebig bleiben wird, 
wenn die Quittungssteuer fällt und mit dieser keine Aussicht auf 
Verwirklichung hat. Eine andere Rolle übernimmt die Wehr- 
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Steuer; sie wird sich schwerlich verwirklichen. Beide Steuern 
haben in gewissem geringen Grade die Tendenz, den Aermeren 
leicht oder gar nicht zu treffen. Unter allen Umständen wird 
aber der gröfste Theil, wenn nicht das Ganze der Last von neuen 
indirecten Steuern aufgebracht werden müssen, und letztere wür- 
den nach den Artikeln, welche in dieser Beziehung am meisten 
genannt werden, Bier, Tabak, Branntwein, theils wie reine Kopf- 
steuern, theils wie Präcipualkopfsteuern der Aermeren wirken. 
Man thut daher dem Gesammtplan kein Unrecht, wenn man 102 
von den 122 Millionen als reine Kopfsteuer behandelt, wobei für 
die etwa anzunehmende Präcipualbelastung der Reichen und Wohl- 
habenden immer noch die beträchtliche Ziffer von 20 Millionen 
übrig bleibt. 

Auf eine Bevölkerung von 26061 545 Seelen ergeben 
102377034 M eine Rate neuer Steuern von 3 J^ 92 Pf. pro Kopf 
oder, auf jeden Steuerzahler 3,618 Seelen gerechnet, eine Rate 
von \d^M 18 Pf für jeden erwerbthätigen Menschen. Einen ähn- 
lichen Betrag {iS Ji) bezahlt in der Classensteuer Derjenige, 
welcher nominell 1200 — 1350 J^ Einkommen hat. 

Dieser Mehrbelastung steht nun in dem Plane eine Entlastung 
auf zwei gänzlich getrennten Feldern gegenüber. Der Staat be- 
freit seine Bürger von 55 Millionen Mark Classen- und Ein- 
kommensteuer; die Gemeinden sind dagegen in der Lage, 
öy Millionen Mark Communalabgaben weniger zu erheben, weil 
ihnen der Staat die bei ihnen aufkommenden Grundsteuern 
{40 Millionen) und Gebäudesteuern (27 Millionen) überweisen soll. 

Von den bereits citirten kathedersocialistischen Autoritäten 
äufsern sich zwei über die Ueberweisungsfrage. Wagner sagt: 
«Eher (als die Authebung) empfiehlt sich die Ueberweisung eines 
Theiles der Realsteuern an die Selbstverwaltungskörper, beson- 
ders die Ortsgemeinden, wie nach neueren preufsischen Plänen.» 
Weder Motivirung noch ausfuhrlichere Darlegung ist bei ihm zu 
finden. Nun scheint das allerdings für die Reformpläne des 
Reichskanzlers zu sprechen, aber es hat auch nur diesen Anschein. 
Denn nach dem überall in dem citirten Werke ausgesprochenen 
Grundgedanken, dafs die directen Steuern in Preufsen, namentlich 
die richtig proportionalen und progressiven gegenüber den indi- 
recten nicht hoch genug sind, kann Wagner gar nichts anderes 
wollen, als den Ersatz für die Ueberweisung dem Staate durch 
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neue directe Steuern, und zwar proportionale oder noch lieber 
progressive, schaffen wollen, nicht aber durch in directe. In-^ 
sofern läuft seine Ansicht den Plänen des Reichskanzlers strikt 
entgegen. 

Dasselbe ist bei Held der Fall. Auch er erörtert die Frage. 
Allein nach seinen bestimmt ausgesprochenen Ansichten über die 
Härte der indirecten Steuern kann er unmöglich wollen, dafs durch 
diese ein Ersatz für den Ausfall an Einnahmen geschaffen werde; 
er kann dafür nur die Verschärfung der Classen- und Einkommen- 
steuern im Auge haben, welche dem Grundsatze der Proportiona- 
lität vor allem entsprechen. Er schreibt im empfehlenden Sinne: 
«Wenn ein Theil der Grundsteuer als unveräufserlich und unab- 
lösbar den Communen überwiesen wird, so hört dieser auf, eine 
Last der besitzenden Personen zu sein.» Das ist sehr richtig. 
Schlagender und kürzer könnte es gar nicht gesagt werden. Weit 
nun aber keine Steuerermäfsigung im Ganzen stattfinden kann, 
so mufs eben das, was aufhört, eine Last der besitzenden Per- 
sonen zu sein, anfangen, eine Last der nichtbesitzenden Personen 
zu werden; nach Held'schen Ansichten trifft dies denn auch im 
vollsten Mafse zu, wenn der Ersatz durch indirecte Steuern be- 
schafft wird. 

Vor allem gebührt aber hier dem Geh. Rath Herrfurth das 
Wort, dem gründlichsten Kenner des Communalsteuerwesens, 
dem Manne, der mit tendenzloser Hingabe an die Wahrheit die 
Untersuchung geführt hat, und zu Schlüssen gelangt ist, welche 
die Ueberweisungspläne durchaus nicht unterstützen können. Wir 
citiren seine werthvollen Darstellungen etwas ausführlich. Herrfurth. 
«Beiträge zur Finanzstatistik der Gemeinden in Preufsen» schreibt 
S. 131: 

«Von Jahr zu Jahr treten die Klagen über die finanzielle 
Nothlage der Gemeinden und die Ueberbürdung der Gemeinde- 
mitglieder mit Gemeindeabgaben immer lebhafter hervor. Nicht 
nur in den öffentlichen Blättern, in den Verwaltungsberichten der 
Gemeindevorstände, in den Verhandlungen der Gemeinde- Ver- 
tretungen und in den der Staatsregierung zugegangenen zahlreichen 
Petitionen von Gemeinden finden diese Klagen ihren Ausdruck. 
Dieselben kehren auch wieder in den amtlichen Berichten der Ge- 
meindeaufsichtsbehörden und haben bereits mehrfach in den Ver- 
handlungen der beiden Häuser des Landtages und im Reichstage 



Digitized byVjOOQlC 



45 

einen Wiederhall gefunden. Es wird behauptet, dafs einerseits die 
Beschaffung der erforderlichen Mittel zur Deckung der communalen 
Bedürfnisse in einer erheblichen Anzahl von Gemeinden zu einer 
drückenden, kaum erträglichen Steuerbelastung geführt habe, 
welche eine fernerweite Steigerung nicht zulasse, und dafs ander- 
seits in manchen Gemeinden schon jetzt wegen der Unmöglich- 
keit der Beschaffung der erforderlichen Kosten dringende commu- 
nale Bedürfnisse nur in unzureichender Weise Befriedigung finden 
könnten. Zugleich wird darauf hingewiesen, dafs die jetzige Höhe 
und die rasche Steigerung der Gemeindelasten zum grofsen Theil 
durch die staatliche Gesetzgebung hervorgerufen sei, und dadurch 
bedingt werde, dafs der Staat die Erfüllung staatlicher Aufgaben 
auf die Gemeinden abgewälzt habe, ohne ihnen hierfür überhaupt 
oder doch in genügender Weise eine Entschädigung zu gewähren. 
Nicht nur seien die von den Gemeinden angestellten und besol- 
deten Beamten genöthigt, einen grofsen Theil ihrer Zeit und Ar- 
beitskraft im Interesse des Staats der Erledigung allgemeiner 
Landesangelegenheiten zuzuwenden, sondern durch die Besorgung 
der örtlichen Geschäfte der allgemeinen Staatsverwaltung er- 
wüchsen den Gemeinden (in Sachen der gerichtlichen Polizei, der 
Polizeianwaltschaft, der Standesamtsgeschäfte, des Erziehungs-, Ein- 
quartierungs-, Impfwesens u. s. w.) erhebliche Ausgaben, deren Er- 
stattung zur Zeit gänzlich unterbleiben, oder (wie z. B. bei den Servis- 
zuschüssen) nur in unzureichender Weise erfolge. Hieraus wird die 
Folgerung gezogen, dafs der Staat die Pflicht habe, den Gemein- 
den zu Hilfe zu kommen und auf eine finanzielle Erleichterung 
derselben Bedacht zu nehmen. Dafs eine solche finanzielle Er- 
leichterung der Gemeinden in irgend einem erheblichen Umfange 
nur bei Gelegenheit einer durchgreifenden Reform der Reichs- 
und Staatssteuergesetzgebung stattfinden könne, wird von keiner 
Seite bestritten; anderseits wird aber auch die Erfüllung jener 
Forderung als ein integrirender Bestandtheil jeder Steuerreform 
bezeichnet. Insbesondere ist im Abgeordnetenhause und neuer- 
dings im Reichstage wiederholt hervorgehoben worden, dafs eine 
Reform der Reichs- und Staatssteuergesetzgebung sich nicht auf 
die Beschaffung der für Zwecke des Reichs und Staates unmittel- 
bar erforderlichen Geldmittel beschränke dürfe, sondern auch eine 
Erleichterung der Lasten der Gemeinde in*s Auge gefafst und 
thunlichst darauf Bedacht genommen werden müsse, dieselben 
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durch Gewährung von Zuschüssen insbesondere durch gänz- 
liche oder theilweise Ueberweisung der Grund- und Gebäude- 
steuer , in den Stand zu setzen, nicht nur den vorhandenen 
communalen Bedürfnissen ohne Ueberbürdung mit Gemeinde- 
abgaben Abhülfe zu schaffen, sondern auch das Gemeindeabgaben- 
wesen überhaupt auf eine neue, von dem Zuschlagsystem ab- 
weichende Grundlage zu basiren. Dafs diese Klagen über die 
schwere Belastung der Gemeinden in vielen Fällen begründet 
sind, ist nicht in Abrede zu stellen, anderseits jedoch daraufhin- 
zuweisen, dafs eine wirkliche Ueberbürdung zur Zeit nur bei einem 
verhältnifsmäfsig kleinen Bruchtheile der Gemeinden nachgewiesen 
werden kann, dafs ferner die vorstehend für dieselbe angegebenen 
Gründe keineswegs im vollen Umfange zutreffen, und dafs end- 
lich die zur Beseitigung dieser Ueberbürdung in Vorschlag ge- 
brachten Mafsregeln nach mehrfacher Richtung hin Bedenken zu 
erregen geeignet sind.» 

Herrfurth untersucht dann diese schwere Belastung näher, 
ihre Steigerung in den letzten Jahrzehnten, und er beregt die 
Mängel, die mit ungenügenden Einnahmen der Gemeinden selbst 
dann verknüpft sind, wenn die Solvenz derselben keine Unter- 
brechung erleidet, wohin namentlich das Unterbleiben mancher 
Communalanlagen, Schulbauten u. s. w. gehört. 

Eine längere Untersuchung erfordert die Behauptung, dafs 
die in den letzten Jahren gestiegenen Ausgaben der politischen 
Gemeinden von einer Abwälzung eigentlich dem Staate zukom- 
mender Ausgaben auf die Gemeinden herrühren. Herrfurth kann 
dieselbe nicht für zutreffend erachten. Für eine grofse Mehrzahl 
der Stadtgemeinden bilden die Ausgaben für Unterrichtszwecke 
und Armenpflege die beiden wesentlichsten Factoren der Ge- 
meindebelastung; nach denselben folgen die Ausgaben für Ver- 
kehrswesen; die Ausgaben für allgemein staatliche Zwecke, ein- 
schliefslich der Polizei, treten hinter die Aufwendungen für Unter- 
richtszwecke und Armenpflege sehr erheblich zurück und auch 
fast überall sind dieselben geringer, als die Ausgaben für Ver- 
kehrsanlagen. Dagegen findet in den Landgemeinden, soweit 
das nur sporadisch vorhandene, hauptsächlich den Kreisstatistiken 
zu entnehmende Material überhaupt einen Anhalt bietet, insofern 
eine Modification dieser Grundzüge statt, als einerseits die Aus- 
gaben für Verkehrsanlagen eine gröfsere Bedeutung beanspruchen 
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und den Ausgaben für Armenpflege und zu Unterrichtszwecken 
nicht nur meistens gleichstehen, sondern dieselben oft überwiegen 
— andererseits aber die allgemeinen Verwaltungskosten, die Aus- 
gaben für gewerbliche Anlagen zu Gemeindezwecken für allge- 
meine staatliche Zwecke und für Verzinsung und Tilgung der 
Gemeindeschulden weit mehr zurücktreten. Bei der grofsen Mehr- 
zahl der Kategorien von Ausgaben überwiegt nun die locale Be- 
deutung ganz entschieden, so bei denen für allgemeine Ver- 
waltung, für Verkehrsanlagen, für gewerbliche Gemeindeanlagen, 
für Verzinsung und Tilgung von Gemeindeschulden, für Erzielung 
von Einnahmen aus dem nutzbaren Gemeindevermögen und für 
Gemeindesteuererhebung. Es bleiben aufserdem nur noch drei 
Kategorien, nämlich Armenwesen, Unterrichtszwecke und allge- 
mein staatliche Zwecke, einschliefslich der Polizei. Das Armen- 
wesen ist in Anschlufs an die Freizügigkeit durch das Gesetz 
über den Unterstützungswohnsitz wohl geregelt, aber nicht von den 
Schultern des Staates auf die der Gemeinden gewälzt, denn erstere 
waren nie damit belastet. Ebenso wenig war das Volksschulwesen 
Staatssache; die Mehrbelastung der politischen Gemeinden mit 
den diesbezüglichen Ausgaben rührt zu einem recht ansehnlichen 
Theile daher, dafs diese sie den kirchlichen Gemeinden abge- 
nommen haben, was doch keine Mehrbelastung der Gemeinde- 
mitglieder in sich schliefsen kann, da ja innerhalb der kirchlichen 
Gemeinden die Kosten dafür wegfallen. Empfehlenswerth er- 
scheint Herrfurth, dafs im Falle einer Zuweisung staatlicher Mittel 
an die Gemeinden eine Zweckbestimmung beigefügt und die Ver-' 
Wendung der überwiesenen Beträge zur Bestreitung der Kosten 
des Volksschulwesens und der für das letztere noch erforderlichen 
Mehraufwendungen gesichert werde. Für die Ueberwälzung staat- 
licher Ausgaben auf die Gemeinden bleibt also nur noch die ein- 
zige Kategorie der Ausgaben für allgemein staatliche Zwecke, ein- 
schliefslich der Polizei, übrig; dort ist sie anzuerkennen. «Allein 
die Höhe dieser Ausgaben ist keineswegs so erheblich, dafs die- 
selbe für die gesammte Finanzlage der Gemeinden in's Gewicht 
fällt und als Grund der Ueberbürdung derselben bezeichnet werden 
könnte.» Namentlich nach Abzug des vom Staate gewährten Er- 
Satzes mufs sie als unbedeutend bezeichnet werden, ohne dafs 
damit bestritten werden sollte, dafs der Staat zu einem vollen 
Ersätze verpflichtet ist. Dieser Forderung würde durch ange- 
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messene Erhöhung der Serviszuschüsse , durch vollständigen Er- 
satz der für Standesamts-, Eichungs- und Impfgeschäfte und für 
die Staatssteuerveranlagung, die Wahlen, die statistischen Er- 
hebungen u. s. w. entstehenden Auslagen bezw. durch Entschädi- 
gung der Gemeindebeamten fiir die ihnen hierbei erwachsenden 
Mühwaltungen genügt werden müssen. 

Herrfurth hat hiermit einen fruchtbaren Gedanken geboten, 
den man nicht wieder fahren lassen sollte, sofern man eine billige 
Entlastung der Gemeinden anstrebt, ohne damit das grofse Uebel 
verknüpfen zu wollen, dafs man die leistungsfähigen Steuerzahler 
über Gebühr erleichtert. Man könnte vielleicht noch einen Schritt 
weiter gehen und untersuchen, ob nicht speciell für Ausgaben zu 
Wegebauzwecken, die in den einzelnen Fällen einem hervorragen- 
den Interesse des Staates und der Provinz entsprechen, eine 
weiter als bisher platzgreifende Entschädigung seitens des Staats 
durch das Mitglied der Provinzialverwaltung wünschenswerth sei. 
Dafs dies aber ganz etwas anderes, als wenn der Staat einfach 
eine gewisse Summe nimmt und sie pro Rata der gezahlten 
Grund- und Gebäudesteuern den Gemeinden oder selbst den 
Provinzen und Kreisen giebt, leuchtet wohl so sehr ein, dafs 
eine eingehendere Auseinandersetzung erspart bleiben kann. 

«Aus der vorstehenden Erörterung,» so sagt der Regierungs- 
rath Herrfurth weiter, «ergiebt sich, dafs die schwere Belastung und 
mehrfach vorhandene Ueberbürdung der Gemeinden nur zu einem 
kleinen Theile in der neueren staatlichen Gesetzgebung und in 
der Abwälzung staatlicher Aufgaben auf die Gemeinden ohne 
Gewährung einer genügenden Entschädigung ihren Grund hat. 
Dieser Grund liegt vielmehr hauptsächlich und vielfach fast aus- 
schliefslich in der raschen Steigerung der Ausgaben rein commu- 
naler Natur und in der freiwillig durch Beschlufs der Gemeinde- 
behörden erfolgten Ausdehnung der communalen Thätigkeit auf 
Gebiete, auf die sie sich früher nicht erstreckt hatte. 

Bezüglich der Behauptung, dafs der Wegfall gewisser Ein- 
nahmen für die Gemeindekassen eine namhafte Verschlechterung 
der financiellen Position herbeigeführt habe, kann nur ebenfalls 
auf Herrfurth verwiesen werden. 

Von aufserordentlichem Werthe sind die Untersuchungen des 
vielgenannten Verfassers über die beiden Mittel, mit denen man 
der sog. Finanznoth der Gemeinden hat abhelfen wollen, nämlich 
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die Gewährung von Bedürfnifszuschlägen aus Staatsfonds und die 
gänzliche oder theilweise Ueberweisung der Grund- und Gebäude- 
steuern. Der erstere Modus bildet keinen Theil des reichskanz- 
lerischen Steuerreformplanes, weshalb diese Zeilen nicht mit einer 
Erörterung der auch von Herrfurth hervorgehobenen grofsen 
Nachtheile beschwert werden sollen. Um so wichtiger ist da- 
gegen die Ueberweisungsfrage , in welcher das Urtheil des ge- 
nannten Verfassers aufserordentlich schwerwiegend ist. 

«Die Forderung, dafs der Staat auf die Erhebung von Real- 
abgaben überhaupt verzichten und dieselben den Gemeinden über- 
lassen müsse und dafs letztere ihr gesammtes Steuersystem auf 
die Realabgaben zu basiren hätten, erscheint jedoch bei strenger 
Festhaltung ihrer Consequenzen als unausführbar und, soweit sie 
ausführbar ist, sowohl im Interesse des Staats als der Gemeinden 
in hohem Grade bedenklich. . . . Was die Ueberweisung der 
Grund- und Gebäudesteuern an die Einzelgemeinden in dem 
obigen engeren Sinne (d. h. gegenüber der Ueberweisung an 
Provinzial- und Kreisverbände) anlangt, so erscheint eine solche 
Mafsregel einerseits im Interesse des Staats, andererseits im Inter- 
esse der Gemeinden in mehrfacher Hinsicht Bedenken erregend, 
gleichzeitig aber nicht genügend, um eine Reform des Communal- 
steuersystems ausschliefslich auf der Basis der Realabgaben be- 
w^irken zu können. In dem Berichte der Commission des Ab- 
geordnetenhauses über den Entwurf eines Gemeindeabgaben- 
gesetzes 1877/78 wird ausgeführt, weshalb der Staat nicht auf die 
Grund- und Gebäudesteuer verzichten könne, weshalb, wenn über- 
haupt, höchstens von der Verweisung der Hälfte dieser Abgaben 
an die Gemeinden die Rede sein könne.» 

Diesen Bemerkungen pflichtet Herrfurth als durchaus zu- 
treffend und unwiderleglich bei; auch aus allgemeinen Gründen 
dürfe der Staat auf die feste und sichere Einnahme der Gebäude- 
und Grundsteuer, von welcher ein beträchtlicher Theil factisch 
zur Reallast geworden ist und Steuer zu sein aufgehört hat, nicht 
vollständig verzichten. 

Die Bedenken, dafs die Ueberweisung der beiden Steuern 
das platte Land in erheblich gröfserem Mafse begünstige als die 
Städte, sind zwar durch die neuerdings mit der Revision ein- 
getretene Steuererhöhung, welche vorwiegend den Städten zur 
Last fällt, etwas verringert, aber sie bestehen trotzdem noch. 

4 
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«Indessen,» so sagt wiederum Herrfurth mit schlagendsten Worten, 
«noch viel gröfser als zwischen Stadt und Land im Allgemeinen 
würde aber die Ungleichmäfsigkeit der Vertheilung zwischen den 
einzelnen Gemeinden bei einer Ueberweisung der in denselben 
aufkommenden Grund- und Gebäudesteuererträge hervortreten. 
Diese Mafsregel würde im Ganzen und Grofsen eine reichliche 
Unterstützung der Reichen, eine spärliche Unterstützung der armen 
Gemeinden zur Folge haben. — Grofse Bauergemeinden und kleine 
Ackerstädte mit ertragreichem Boden und grofse Gutsbezirke 
würden sich in einem embarras de ricliesses befinden und die 
überwiesenen Beträge zu communalen Zwecken nicht vollständig 
zu verwenden vermögen, sondern sie in die Tasche der Steuer- 
zahler zurückfliefsen lassen müssen. Arme Sand-, Haide- und 
Moordörfer, Industriedörfer mit grofser Arbeiterbevölkerung, kleine 
Landstädte ohne Grundbesitz und lebhaften Gerv^^erbebetrieb und 
fast alle grofsen Städte mit hohen Communalsteuern würden da- 
gegen durch jene spärliche Zuwendung ihrer finanziellen Bedräng- 
nifs nicht enthoben werden. In einzelnen der hochbelasteten Ge- 
meinden würde eine derartige Zuwendung geradezu ein Tropfen 
auf einen heifsen Stein sein. Eine Vertheilung von Beihülfen 
aber, welche nur dem giebt, der da hat, und an dem, der 
da nicht hat, vorbeigeht, wird als eine zweckmäfsige 
und billige nicht bezeichnet werden können. Dieser 
Uebelstand einer unbilligen Vertheilung würde auch dann nicht 
genügend beseitigt werden, wenn man mit der Ueberweisung der 
Realsteuern die Verpflichtung zur Forterhebung derselben und 
zur Verwendung der Erhebung für communale Zwecke — etwa 
mit der besonderen Zweckbestimmung für Unterrichtszwecke be- 
ziehungsweise für Verkehrsanlagen oder Armenpflege — verbinden 
wollte. Denn wo die zur Ueberweisung gelangenden Steuererträge 
höher sind als die Communalbedürfnisse, Schulunterhaltungskosten 
u. s. w., würde sich die Verwendung, falls nicht Bedürfnisse künst- 
lich geschaffen werden, als unthunlich erweisen, und wo durch 
die Ueberweisung nur ein kleiner Theil des Deficits zu beseitigen 
ist, erscheint es fast gleichgiltig, an welcher Stelle man die Ver- 
rechnung bewirkt. Wollte man aber den reichen Gemeinden den 
etwaigen Ueberschufs entziehen und den ärmeren zuweisen, so 
durchbricht man das Princip der ganzen Mafsregel und kommt 
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zur Gewährung von Bedürfnifszuschüssen und zu einer willkür- 
lichen Bemessung derselben.» 

Eine eingehende Untersuchung widmet Herrfurth dem Plane, 
die gesammten Communalsteuern auf der Grundlage der Real- 
steuern errichten zu wollen. Dieser Plan steht aber mit der vor- 
liegenden «Steuerreform» vielfach geradezu in Widerspruch. Der 
Reichskanzler will den Grundbesitz erleichtern. Die Duchfuhrung 
des erwähnten Planes erklärt Herrfurth dagegei> mit vollem Recht 
in sehr vielen der gröfseren Gemeinden für «nicht möglich, viel- 
mehr müfste eine solche Mafsregel den sofortigen und unmittel- 
baren Ruin des Grundbesitzes zur Folge haben.» 

Die Lösung des Problems einer zweckmäfsigen Reform des 
Gemeindesteuerwesens würde nach Herrfurth in einer angemessenen 
Combinirung von Real- und Personalabgaben, bezw. von Object- 
und Einkommensteuern zu erreichen sein. Als einzelne Punkte 
dieses Programms empfiehlt er den Verzicht auf die Erhöhung 
der Gebäudesteuer (was inzwischen durch die vorgenommene 
Erhöhung um 6 Millionen anders entschieden ist), die Zusammen- 
legung ganz kleiner, nicht prastationsfähiger Landgemeinden und 
die Uebertragung gewisser communaler Aufgaben an gröfsere, 
leistungsfähigere Verbände, eine angemessene staatliche Regelung 
des Gemeindesteuerwesens, namentlich die Verhinderung der 
Ueberlastung einzelner Kategorien der Gemeindemitglieder, die 
mafsvolle Wiederheranziehung von Schlachtsteuern, Getränke- 
steuern und Luxussteuern, die Heranziehung von Actiengesell- 
5chaften, Commanditgesellschaften auf Actien, Berggewerkschaften 
sowie des Fiscus zu Communaleinkommensteuern , endlich eine 
richtige Ausbildung des Systems der Gebühren, der besonderen 
Abgaben und Beiträge. Zum grofsen Theil haben diese Gedanken 
Verwendung gefunden in dem Gesetzentwurfe über Aufbringung 
der Communalabgaben, der leider unerledigt geblieben ist. Im 
Zusammenhange mit demselben verdienen sie gewifs fast durch- 
weg die vollste Berücksichtigung; aus dem Rahmen dieser Dar- 
stellung treten sie heraus. 

Auch wird es als durchaus angemessen erscheinen, wenn bei 
«iner erneuten Berathung des Gemeindesteuergesetzes sorgfältig 
erörtert wird, bis zu welchem Mafse der Grundsatz von Leistung 
und Gegenleistung für das Gemeindesteuerwesen Berechtigung 
hat, die ihm hier bis zu einem gewissen Grade ja keineswegs 
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abgesprochen werden kann. Mit der Ueberweisung der Grund- 
und Gebäudesteuern hat diese Frage innerlich nichts zu schaffen, 
denn diese letztere ist gleich wichtig, wenn auch die Gesammt- 
heit der Communalsteuem um etwas ermäfsigt werden sollte, und 
sie erledigt sich durch diese Ermäfsigung keineswegs. 

Von den vortrefflichen Arbeiten des Regierungsraths Herr« 
furth scheidend, erübrigt nur noch zu constatiren, dafs er selbst 
nach dem gründlichsten Studium in dieser Sache sich gegen den 
Plan der Ueberweisung auch nur der Hälfte der Grund- und 
Gebäudesteuer erklärt, und dafs aus seinen Darstellungen sich 
ebensowenig ein Argument zu Gunsten derselben ergiebt. Die 
Frage, welche Folgen die Ueberweisung von Staatsmitteln an die 
Gemeinden fiir die einzelnen Steuerzahler, für den reichen und 
den armen Mann haben müfste, erörtert er nicht. Allein, da 
schon der geringe Unterschied in der etwaigen Ueberweisungs- 
quote von Jt 0,38 >p. Kopf in Dudweiler und Jt 0,56 in Oberneun- 
kirchen gegen Jli 2,97 p. Kopf in Berlin und M 3,64 p. Kopf in 
Frankfurt a/M. ihn veranlafst, zu erklären, dafs es unbillig sei, 
«dem zu geben, der da hat, und an dem vorüberzugehen, der 
da nicht hat», so ist es wohl nicht gewagt, zu behaupten, dafs 
er die tausendfach gröfseren Unterschiede hinsichtlich der Ein- 
zelnen noch tausend Mal mehr verurtheilen müfste. Wenn Frank- 
furt a/M. mit M 3,64 p. Kopf durch die Zuweisung beglückt 
würde und es würden dieselben zur Ermäfsigung der Communal- 
steuem, d. h. der Einkommensteuer, der Miethssteuer und der 
sonstigen directen Realsteuern verwandt, so würden davon dem 
reichen Börsenfiirsten Rothschild vielleicht ebensoviel tausend 
Mark als dem kleinen Arbeiter Silbergroschen zu Gute kommen. 
Herrfurth hat ebenfalls den Umstand nicht betont, dafs die einem 
selbständigen Gutsbezirke überwiesenen Grund- und Gebäude- 
steuern ganz allein dem einen Mann, dem Gutsbesitzer, zufallen. 
Von den 2015363 Seelen, welche auf den 15250 selbständigen 
Gutsbezirken leben, blieben also die 2 Millionen von jeder Steuer- 
erleichterung, die aus der Ueberweisung hervorgehen könnte, 
«verschont», während sie an den neuen indirecten Steuern ihren 
reellen Antheil zu tragen hätten; alle Vortheile flössen aber den 
1 5 000 zu. 

Die gesammten Steuern der Gemeinden, ausschliefslich der 
selbständigen Gutsbezirke, beliefen sich nach Herrfurth im 
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Jahre 1876 auf 139^4 Millionen Mark. Davon wurden 57,8 Millionen 
in Form von Zuschlägen zur Grund-, Gebäude- und zu einem 
ganz kleinen Theile auch zur Gewerbesteuer aufgebracht. Daran 
reihen sich 13^/4 Millionen als gleichartige Abgabe, nämlich die 
Haus- und Miethssteuer der Stadt Berlin. Fernere 4074 Millionen 
werden in Form von Einkommensteuer und zwar vorzugsweise 
als Zuschlag zur Classen- und Einkommensteuer aufgebracht. 
Endlich folgen noch 22,2 Millionen directer Communalsteuern 
anderer Art, sowie 5 Millionen indirecter Communalsteuern. 

In seinem Steuerreformplane will der Reichskanzler zwar 
nicht allein die Gemeinden mit den Grund- und Gebäudesteuern 
beschenken, es sollen vielmehr auch die Provinzen und Kreise 
daran Theil nehmen. Allein für. das Verhältnifs von Arm und 
Reich bleibt es nahezu ganz dasselbe; die geringen Unterschiede 
hat Herrfurth sehr gut hervorgehoben. 

Tritt schon das Kreissteuerwesen seinem Umfange nach 
gegen das Gemeindesteuerweren stark zurück, so werden die wirk- 
lichen Steuern hier wie dort durch Zuschläge zu den directen 
Staatssteuern aufgebracht. Nach Herrfurth und Studt betrugen 
die Einnahmen der Kreise 44029623 Jt. Davon rühren her: 
10 Millionen aus Zuschlägen zur Grund- und Gebäudesteuer, 
9^/2 Millionen aus Zuschlägen zur Classen- und Einkommensteuer 
und I Million aus Zuschlägen zur Gewerbesteuer. 2Y4 Millionen 
werden durch besondere Kreissteuern aufgebracht. 8V4 Millionen 
stammen aus Provinzialfonds, der Rest aus Anleihen, Verkehrs- 
besteuerung, Kreisvermögen u. s. w. Wir müssen uns die Sache 
vereinfachen und rechnen, als ob die Ueberweisung blos an die 
Gemeinden vor sich ginge. 

Der Reichskanzler sagte in seiner Rede ganz unzutreffend, 
dafs «die städtischen Budgets einzelner Städte» «von 100 Procent 
respective bis über 2000 Procent der directen Steuern aufzubringen 
haben». Danach wäre also nicht weniger als Y3 ihres gesammten 
Einkommens sammt 3/4 oder gar 4/4 des Reinertrags ihrer Häuser 
und ihrer Grundstücke, was die beklagenswerthen Bewohner jener 
Städte zu steuern hätten! Unzweifelhaft hat der Reichskanzler 
diese Angabe dem vortrefflichen Werke Herrfurth's entnommen, 
und dabei übersehen, dafs dieser nur ausgerechnet, wie viel Pro- 
cent die gesammten Communalabgaben in einzelnen Städten 
machen würden, wenn sie nur als Zuschlag zur Grund- und 
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Gebäudesteuer erhoben würden; dabei findet er, dafs in einzelnen 
Städten die Communalabgaben so hoch, oder die Staatsgrund- 
und Gebäudesteuer so niedrig sind, dafs jene mehr als 2000 ^ 
betragen. Und — daraus zieht Herrfurth den Schlufs, dafs ihnen 
mit den 100 % der Staatsgrund- und Gebäudesteuer auch noch 
nicht geholfen sein würde. 

Von grofser Bedeutung in der ganzen Ueberweisungsfrage 
ist die Summe der von den selbsständigen Gutsbezirken auf- 
gebrachten Grund- und Gebäudesteuern. Leider ist mir nicht 
möglich gewesen, die authentische Ziffer dafür zu erlangen. Ich 
bin also genöthigt, eine so genaue Schätzung anzustellen, wie sie 
das mir vorliegende Material zuläfst 

Nach dem regierungsseitig dem Landtage gemachten Nach- 
weise über die Erhebung der Gebäudesteuer leben auf dem 
platten Lande 16934522 Seelen. Nach Herrfurth leben auf den 
15250 selbständigen Gutsbezirken 2 015 363 Seelen, also etwas 
weniger als der achte Theil der auf dem platten Lande über- 
haupt wohnenden. Engel berechnet, dafs an Grundsteuern vom 
platten Lande 36272813./^ aufgebracht werden. Wenn man 
nun annimmt, dafs die Gutsbezirke im Grofsen und Ganzen 
ebenso dicht bevölkert seien, wie das platte Land im Allgemeinen, 
so würden sie beinahe den achten Theil der Gesammtsumme des 
letzteren aufbringen müssen. Das machte rund: 4500000 Jt. 
An Gebäudesteuer werden laut Regierungsnachweis vom platten 
Lande 7 605 589 Jt aufgebracht. Der achte Theil würde für die 
selbständigen Gutsbezirke reichlich 900 000 J^ ergeben. 

An Grund- und Gebäudesteuer entfielen danach auf die 
selbständigen Gutsbezirke 5 400 000 .i^ oder durchnittlich 354.//!^ 
auf jedes Gut. 

Diese Annahme dürfte bei der Grundsteuer ansehnlich hinter 
der Wirklichkeit zurückbleiben; es würde für jedes Gut nur ein 
durchschnittlicher Flächenraum von etwa 910 Morgen heraus- 
kommen, was wohl als viel zu wenig erscheint, wenn man bedenkt, 
dafs in Pommern 2595 Rittergüter über 600 Morgen eine Durch- 
schnittsgröfse von 2527 Morgen haben. Auch sind wahrscheinlich 
die grofsen Güter weniger dicht von Menschen bewohnt, als das 
übrige platte Land einschliefslich zahlreicher, dicht bevölkerter 
Dörfer. 

Die Ziffer mag also aus reinem Gutdünken von 5 400 000 M 
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auf 12 Millionen erhöht werden, womit sie vielleicht immer noch 
zu niedrig angesetzt ist, denn sie ergiebt immer nur eine Durch 
schnittsgröfse für Rittergüter von ca. 2200 Morgen. Es soll indefs 
der Höhe dieser Ziffer in keiner Weise eine entscheidende Be- 
deutung beigelegt werden. Mag sie nachher authentisch richtig auf 
10 oder 13 Millionen oder noch anders angegeben werden, so ändert 
sich dadurch nicht im Geringsten die Thatsache, dafs die Summe 
der von den selbständigen Gutsbezirken aufgebrachten Grund- und 
Gebäudesteuern direct oder durch den Canal der Kreisfinanzen in 
die Tasche der Gutsherren fliefst, denn die selbständigen Gutsbezirke 
nehmen eine den Gemeinden parallele Stellung ein, und von dem, 
was den Gemeinden «überwiesen» wird, fällt eben ein Betrag auf 
die Gutsbezirke. Mag nun 600 oder 800 oder 1000 Jt die auf jeden 
Rittergutsbesitzer durchschnittlich entfallende Quote sein: das ent- 
scheidende und unangreifbare Resultat bleibt immer eine starke 
Begünstigung des Grofsgrundbesitzes. 

Die Ueberweisung kommt also hinsichtlich der selbsständigen 
Gutsbezirke der Aufhebung vollkommen gleich. Wenn sie in 
wirklichen Gemeinden zur Aufhebung oder Verringerung der 
Communalzuschläge zur Grund- und Gebäudesteuer führt, so 
wirkt sie auch hier — vorausgesetzt, dafs sie gerade um lOO % 
ermäfsigt werden — genau wie eine Aufhebung. Von dieser 
kann sie sich nur in sofern unterscheiden, als die Procentzahl 
vielleicht eine andere wird. 

Halten wir nun für den Rest unserer Rechnung die gedachte 
Ziffer mit 12 Millionen fest, so bleiben von den 6^ Millionen, 
welche der Reichskanzler den Gemeinden aus der Staatsgrund- 
und Gebäudesteuer überweisen will, rund 55 Millionen für die 
Städte und wirklichen ländlichen Gemeinden. Die Communal- 
abgaben dieser ktzteren betragen, wie wir gesehen haben, 
139 Millionen. Durchschnittlich würden sie also nach Ueber- 
weisung der 55 Millionen um 40^ sinken können. 

Im Allgemeinen sind, wie wir schon öfter betont hab^n, 
die Communalsteuern solche, die sich einigermafsen proportional 
zum Wohlstande verhalten. Wenn sie nun erniedrigt werden 
sollen, namentlich ohne dafs dabei dem Grundsatze von Leistung 
und Gegenleistung eine sorgsame Berücksichtigung zu Theil wird, 
und statt dessen andere Steuern auferlegt werden, welche dem 
Erfordernisse der Proportionalität noch viel weniger entsprechen 
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(die ertragreichen indirecten Steuern), so ist das eine Reform vom 
ziemlich guten zum sehr schlechten. 

Im Speciellen handelt es sich darum, welche Communal- 
abgaben aufgehoben werden sollen. Es würden die Zuschläge 
zur Grund- und Gebäudesteuer ganz beseitigt werden können — 
was aus den bei diesen beiden Steuern bereits früher ausgeführten 
Gründen im allerhöchsten Mafse ungerecht wäre. Es wäre, um 
mit den Worten der oben öfter citirten Autoritäten zu sprechen, 
ein Geschenk von Seiten des Staates an die augenblicklichen 
Realitätenbesitzer, zu dem die Nichtbesitzenden, namentlich die 
Aermeren, die Mittel aufbringen müfsten. 

Neuerdings versucht man einen Vortheil für die ärmeren 
Classen insofern herauszudrehen, als man vorrechnet, mit dem 
Wegfall der Classen- und der fünf untersten Stufen der Ein- 
kommensteuer würden nur für diese die Communalzuschläge weg- 
fallen, während sie für die Reicheren bestehen blieben. Das mag 
in einzelnen Fällen zutreffen, wird aber immer auch von einer 
Ermäfsigung der Communalzuschläge zu der Einkommensteuer 
der Reicheren begleitet sein. Und bei letzteren wirken lO oder 
20 % Nachlafs ja erheblich mehr, als der Erlafs der ganzen 
Communalzuschläge sammt der Staatssteuer bei den Aermeren. 
(Die ganz Armen können bekanntlich gar nicht entlastet werden.) 
Wenn beispielsweise die Stadt Berlin nach voller Durchführung 
der Steuerreform die gesammten 100 % Zuschlag zu den in 
Wegfall kommenden Stufen der Classen- und Einkommensteuer 
aufhebt und, wie wohl berechnet worden, nur 20^ Ermäfsigung 
in dem Zuschlage für die oberen Stufen eintreten läfst, so stellt 
sich die Sache folgendermafsen : 

der Arbeiter mit einem Einkommen von 420 bis 660 M 

geniefst einen Nachlafs von (200 %) 6 M 

der Krösus mit einem Jahreseinkommen von i 140 000 Jl 
geniefst einen Steuernachlafs von (20 %) . . . 6580 M 

Ueberdies reicht im Durchschnitt die Ueberweisungssumme 
von 55 Mill. Jt fast anderthalbmal zur Aufhebung der gesammten 
Zuschläge zur Classen- und gesammten Einkommensteuer, denn 
dieselben betragen nur 40 Mill. JL Also, wenn die Ueberweisungs- 
summe für diesen Zweck verwandt wird, so mögen vielerwärts 
noch Zuschläge bestehen bleiben, die Charakteristik des Ganzen 
bleibt nichts destoweniger eine volle Aufhebung der Zuschläge. 
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Dafs auch diese Zuschläge zur Classen- und Einkommensteuer den 
reichen Mann sehr stark, den Minderbegüterten leichter und den 
ganz Armen gar nicht treffen, kann kein Mensch leugnen. Die 
Folge der Ueberweisung wäre auch in diesem Falle eine Begün- 
stigung der Reichen, zu der die Armen die Mittel hergeben 
müfsten. 

Die Ungerechtigkeiten werden dadurch nicht vermindert, dafs 
man die beiden Systeme mit einander vereinigt, dafs man theils 
die Realsteuerzuschläge, theil die Classen- und Einkommensteuer- 
zuschläge vermindert; denn beide Ungerechtigkeiten liegen nach 
derselben Seite, Sie neutralisiren sich nicht, sondern sie addiren sich. 

Wir müssen nun noch sehen, dem Resultate der gesammten 
Steuerreform ziffermäfsig nahe zu kommen. Zu dem Zwecke 
setzen wir den Fall, dafs, wie in der überwiegenden Mehrzahl der 
Gemeinden, so durchschnittlich im ganzen Staate die Zuschläge 
zur Classen- und Einkommensteuer ganz wegfallen sollen. Die- 
selben betragen nach Herrfurth 40V4 MilL, d. h. ohne Berück- 
sichtigung der selbständigen Gutsbezirke. Scheiden wir für letztere 
noch eine reichliche Quote von 3 Millionen aus der Staats- 
Classen- und Einkommensteuer aus, so kommen wir auf 70 Mill. 
als Summe der Staats -Classen- und Einkommensteuer aus den 
Städten und wirklichen ländlichen Gemeinden. Die 40^/4 Mill. 
Communalzuschläge betragen also durchschnittlich genau 
S7V2 ^ d^J* Staatssteuer. — Es bleiben alsdann den Communen 
noch 15 Mill., die zur Ermäfsigung der Grund- und Gebäude- 
steuerzuschläge in den Städten und wirklichen Gemeinden ver- 
wendbar wären. . 

Nehmen wir an, dafs mit der Ermäfsigung der Zuschläge die 
Grund- und Gebäudesteuer gleichmäfsig bedacht werden, so ent- 
fallen auf erstere etwa 9 Mill., auf letztere 6 Millionen. In welcher 
Weise die 6 Millionen Zuschläge zu den Gebäudesteuern sich auf 
die einzelnen Classen der Bevölkerung vertheilen würden, ist 
präcise gar nicht zu berechnen, indefs läfst sich doch durch die 
folgende Rechnung einigermafsen ein Bild von der Sache gewinnen. 
Natürlich haben wir es dabei wieder mit den Durchschnitten fiir 
das ganze Land zu thun. Von dem Umstände, dafs ein kleiner 
Theil Gebäudesteuer aus der artigen Steuer herrührt, sehen wir 
ab, weil er hier ganz bedeutungslos ist. 

Um einen Steuerbetrag von 27 Millionen zu geben, ist ein 
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steuerpflichtiger Reinertrag von 675 CXX) 000 erforderlich. Das 
gesammte einkommensteuerpflichtige Einkommen beträgt nach 
Mafsgabe der Steuerrolle i 084 627 200 Ji. Das classensteuer- 
pflichtige Einkommen beträgt 3594298230*^, jedoch giebt es 
in der Classensteuer viele Personen, welche, da sie in fremden 
Wohnungen leben, keine Gebäudesteuerzuschläge oder Mieth- 
steuern bezahlen. Sagen wir also rund 3 300 000 000 M, Von 
den Classen- Steuerbefreiten ist endlich eine noch viel gröfsere 
Anzahl gebäudesteuerfrei, da sie eine grofse Menge Dienstboten, 
Soldaten u. s. w. umfassen. Rechnen wir von diesen die Hälfte 
der Erwerbthätigen, nämlich i Million Personen, zu einem durch- 
schnittlichen Einkommen von 300 J^, so kommen wir zu einer 
Gesammteinkommenssumme von 300 Mill. M^ Nun verwendet, 
wie wir oben gesehen haben, der reiche Mann einen viel geringeren 
Procentsatz seines Einkommens für Wohnungszwecke, als der 
Arme. Wir wollen daher annehmen, durchschnittlich mögen die 
Armen und Classensteuerpflichtigen ca. 1572%, die Reichen 
10^2% verwenden. Dann ergiebt sich Folgendes: 
i) Die Classensteuerpflichtigen und -befreiten: 

Einkommen (nominell laut Steuerrolle) . 3 600000000 Jf. 

Davon ca. iS^/z^/'o 7.\i Wohnzwecken ver- 
wandt 560756250 » 

Davon 4% Staatsgebäudesteuer. . . . 22430250 » 

Davon an Communal- Zuschlägen zu er- 
lassen (^27) 4984450 * 

2) Die Einkommensteuerpflichtigen: 

Einkommen (nominell laut Steuerrolle) i 084 627 200 » 

Davon ca. 1072% zu Wohnzwecken . . 114 243 750 » 

Davon 4% Staatsgebäudesteuer. . . . 4569750 » 

Davon an Communal -Zuschlägen zu er- 
lassen (V27) I 008 750 » 

Unsern Gegnern gegenüber sind diese Annahmen sehr liberal, 
denn wir kommen damit für die Einkommensteuerpflichtigen auf 
den sehr niedrigen Durchschnittssatz für Wohnungsaufwand von 
672 Jt pro Haushaltung. 

Die Grundsteuer, für deren Communalzuschläge wir, wie er- 
wähnt, noch 9 Mill. zurückgestellt haben, ebenso zu vertheilen, 
unterlassen wir, da der Grundbesitz selbst bis in den kleinen 
Bauernstand hinein gegenüber den Nichtgrundbesitzem immer 
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einigermafsen mit dem Wohlstand zusammenfällt, also die Er- 
mäfsigung der Communalzuschläge (mit ganz verschwindenden 
Einschränkungen) als eine Präcipualentlastung der Reichern an- 
gesehen werden kann. 



Die Rechnung stellt sich nun folgendermafsen : 



Steuererlafs *). Steuervermehrung. 



i) 6 954 385 Personen, d.h. die 






Ganzarmen, schon jetzt von 






directen Steuern befreiten: 






Steuererlafs: Personalsteuer 


Nichts 




do. Gebäudesteuer nach 






Mafsgabe vorstehender 






Rechnung 


415 387 X 




Neue Steuer ä 3 Jl 92 p. K. 




27261 189 JL 


2) 14 924 302 Pers., d. h. die 






Nächstarmen, die drei unter- 






sten Stufen der Classensteuer 






4 124 616 Steuerzahler ä 3,618 






Seelen : 






Steuererlafs 1 5 7 V2 % der 






Classensteuer, betragend 






Jt 1771267s .... 


25888846 y> 




Gebäudesteuerzuschlag . . 


2559410 . 




Neue Steuer ä 3 ^ 92 p. K. 




58503264 z. 


3) 1 049 555 Pers., die vierte Stufe 






der Classen - Steuer 290 06 5 






Steuerzahler ä 3,618 Seelen: 






Steuererlafs 1 5 7 V2 % der 






Classensteuer, betragend 






^ft 3 480 780 


5087508 ^ 




Gebäudesteuer 


420923 » 




Neue Steuern ä 3 Jt 92 p. K. 




4 1 14 266 > 


Latus . . 


34 372 074 Jl. 


89878719^;^. 



*) Da die folgenden Einzelzahlen dem Steuersoll entnommen sind, welches das 
schliefsliche Ergebnifs bei der Classensteuer um 7,»%, bei der Einkommensteuer 
um 2,8 % übersteigt, so sind die Steuererlässe um diese Rate verkleinert worden. 
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Steuererlafs. Steuervermehrung. 

Transport . 34 372 074 Jt, 89 878 yig JC 

4) 2 512 925 Pers., die acht ober- 
sten Stufen der Classensteuer. 
694924 Steuerzahler ä 3,618 
Seelen : 

Steuererlafs 15772% der 

Classensteuer , betragend 

Jt 23466558 .... 34298721 ^ 

Gebäudesteuer 1588757 » 

Neue Steuer ä 3 Jt 92 p. K. 9850665 » 

5) 446 352 Pers., die fünf unter- 
sten Stufen der Einkommen- 
steuer 123370 Steuerzahler 
ä 3,618 Seelen: 

Steuererlafs 1 57^2% der Ein- 
kommensteuer, betragend 

13 781 034 Jt 21097386 * 

Gebäudesteuer 424615 » 

Neue Steuer ä 3 Jt 92 p. K. i 749 699 » 

6) 174 026 Pers., die reichsten 
Leute des Staats, nämlich die 
46555 Steuerzahler der ober- 
sten Stufen der Einkommen- 
steuer ä 3,618 Seelen: 

Steuererlafs 5772% der Ein- 
kommensteuer (nur die 
Communal • Zuschläge). 
Die Staatssteuer beträgt 
18 757 782 Jt .... 10483725 » 

Gebäudestcuer 590 885 » 

Neue Steuer ä 3 Jt 92 p. K. 682 182 » 

Insgesammt bis soweit 

Steuererlässe 102 856 163 JL*) 

Neue Steuern .... 102 161 265 J6. 



*) Streng genommen reduciren sich die Steuererlässe noch um die 57",» ^ 
auf die 3 Mill. Classen- und Einkommensteuer aus den Gutsbezirken, doch gehen 
wir darüber hinweg, um die Rechnung nicht noch mehr zu compliciren. 



Digiti 



izedby Google 



6i 

Steuererlafs. Steiiervermehrung. 

Transport . 102 856 163 Jt, 102 161 265 jK^. 
Dazu ferner die bis jetzt zu- 
rückgestellten : 

den 15 250 Rittergutsbesitzern 
erlassenen Grund- und Ge- 
bäudesteuern ..... 12 000 000 » 

die zurErmäfsigung der Grund- 
steuerzuschläge in den Ge- 
meinden, also zu einer Prä- 
cipuale n tlastung der 
Reicheren und Wohl- 
habenden noch verwend- 
baren 9 000 OCX) » 

Dagegen die an den neuen 
Steuern noch fehlenden und 
günstigstenfalls als Präci- 
pualbelastung die Rei- 
chen und Wohlhaben- 
deren treffenden .... 20000000 » 

123 856 163 M, 122 161 265 M, 

Es kann Niemandem einfallen wollen zu behaupten, dafs 
diese Zahlen mit mathematischer Genauigkeit der sich nach Durch- 
führung der Steuerreform herausstellenden zukünftigen Situation 
entsprechen, allein es kann mit Fug und Recht behauptet werden, 
dafs in der vorstehenden Rechnung in grofsen Zügen das Bild 
der Steuerreform gezeichnet ist. 

Wer Anstofs daran nimmt, dafs der Satz der neuen Steuern 
mit 3 Ji 92 Pf pro Kopf strict von oben bis unten durchgeführt 
ist, der wolle bedenken, dafs wir in den letzterwähnten 20 Mil- 
lionen eine so beträchtliche Präcipualbelastung der Reichen ange- 
setzt haben, wie sie von der Wirklichkeit aller Wahrscheinlich- 
keit nach entfernt nicht errdcht wird. Es ist ja ganz richtig und 
soll hier durchaus nicht bestritten werden, dafs eine ganze Reihe 
steuerpflichtiger Artikel von dem, einen grofsen Haushalt führen- 
den Reichen, der viele Gesellschaften giebt, eine zahlreiche Diener- 
schaft u. s. w. unterhält, in gröfserem Mafse consumirt werden, 
als vom kleinen Mann. Allein bei einem Steuerreformproject, das 
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an die loo Millionen aus Verbrauchsabgaben erzielen will, mufs 
die grofse Menge jedenfalls auf Gegenstände des Massenconsums 
fallen, und von Artikeln dieser Art kann der Millionair nicht er- 
heblich viel mehr consumiren als der Arme. Es ist daher in den 
neuen Plänen auch nicht die Rede von Steuern auf Artikel, die 
vorzugsweise die reichen Leute consumiren. Die Zahl der letz- 
teren ist eine so kleine, dafs es ein Ding der Unmöglichkeit ist, 
die ihnen aufzulegenden indirecten Steuern auf eine hohe Ge- 
sammtsumme zu bringen. Denn wenngleich die Profitenten von 
der Steuerreform immerhin noch die ansehnliche Ziffer von i6 % 
erreichen, so stellt sich die Zahl der Reicheren, d. h. der Personen ' 
mit mehr als 6000 tM Einkommen einschliefslich ihrer Ange- 
hörigen auf nur 0,67 % der Bevölkerung. Die Hauptsumme 
der Neubelastung würde immer auf Artikel des Massenconsums 
wie Bier, Tabak und Branntwein fallen, und hier wie eine Kopf- 
steuer oder sogar wie eine Degressivsteuer wirken. 

In der Annahme, dafs 102 Millionen von den 122 Millionen 
Kopfsteuer sein werden, sind wir mehr als billig der gegnerischen 
Anschauung entgegengekommen; allein wenn man auch noch 
weiter gehen wollte, und auch für die 102 Millionen eine steigende 
Scala annehmen wollte, so würde man zwar minder drastische 
Zahlen erhalten, aber immer wieder bei Ueberwälzung der Steuern 
vom reichen Mann auf den Armen ankommen. Man mag diese 
Scala ansetzen wie man will, man wird nie aus der Welt schaffen, 
dafs man die ärmsten 26 Y3 % der Bevölkerung von einer ertrag- 
reichen indirecten Steuer weder verschonen noch sie an dem 
Steuererlafs betheiligen kann (abgesehen von einer im Durchschnitt 
lächerlich kleinen Quote Communalzuschlags zur Gebäudesteuer). 
Man wird ferner vergeblich an der Thatsache herumdrehen, dafs 
die Ermäfsigung der Zuschläge zur Einkommensteuer um SJVi/^, 
die zwölf reichsten Steuerzahler (43 Seelen) um 239433 Jt er- 
leichtern würde (ganz abgesehen von Zuschlägen zur Grund- und 
Gebäudesteuer), welche keine indirecte Steuer der Welt ihnen 
abzwacken könnte. Was (}er Reiche Weniger zahlt, mufs der Arme 
mehr entrichten. 

Fassen wir also nochmals die vornehmlichsten Folgen der 
Steuerreform zusammen: 

i) Die allerärmsten Classen (26^3/^ der Bevölkerung) können 
unter keinen Umständen von directen Steuern, sei es 
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im Staats- oder Communalsteuerwesen, entlastet werden, 
aber sie entgehen der Neubelastung nicht. 

2) Die Entlastung der nächstarmen Classen [Si^lz^ der Be- 
völkerung) ist erheblich geringer als die Neubelastung, 

3) Weiteren 4% ist die Sache ziemlich gleichgültig. 

4) Der besitzenden Minderheit [16% der Bevölkerung) er- 
wächst schon aus der Ermäfsigung der Classen- und Ein- 
korn niensteuer, sei es blos der Communalzuschläge oder 
auch der Staatssteuer, ein VortheiL 

5) Diese Begünstigung der Reichen findet statt, obwohl die 
Einkommensteuer für 6000 M und darüber bestehen 
bleibt. 

6) Eine weitere Begünstigung der Reichen liegt vor, wenn 
auch die Communalzuschläge zur Grund- und Gebäude- 
steuer ermäfsigt werden. 

7) Aufserdem geniefst der Grofsgrundbesitz einen grofsen 
Separatvortheil in der Ueberweisung von etwa 12 Millio- 
nen an die selbständigen Gutsbezirke. 

8) Eine Ungerechtigkeit anderer Art liegt in dem Umstände 
dafs bei Ueberweisung den reichen Gemeinden viel ge- 
geben wird, den armen wenig. 

9) Der gröfste Theil der Neubelastung vertheilt sich dem 
Charakter ergiebiger indirecter Steuern entsprechend, an- 
nähernd gleich auf Arm und Reich. Der Arme mufs um 
so sicherer ihre Quote tragen, je mehr die neuen Steuern 
vorzugsweise auf Artikel allgemeinen Verbrauchs wie Bier, 
Tabak und Branntwein gelegt werden. — Immerhin ist 
jedoch in unserer Rechnung noch der hohe Betrag von 
20 Millionen als Präcipualsteuer der Reichen in Ansatz 
gebracht. 

Wer nicht ausdrücklich will, dafs die Armen stärker besteuert 
werden sollen, um die Reichen zu entlasten, kann dem Reform- 
projecte unmöglich zustimmen. 

Hinsichtlich der Grundbesitzer (und das sind im Vergleich 
zu den armen Schluckern der Classensteuerfreien u. s. w. doch 
reiche Leute) erklärt Fürst Bismarck allerdings eine Steuerent- 
lastung zu wollen. Es fragt sich eben, ob auch Abgeordnete 
bereit sein werden, ihm darin beizustehen, dafs die armen Leute 
zu Gunsten des Grofsgrundbesitzes höher besteuert werden. 
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Die Verschleierung des Sachbestandes mufs unter allen Umständen 
aufhören. 

Ehe wir schliefsen, seien noch einige captivirende Wendungen 
betrachtet, darunter namentlich der unbestimmte Hinweis auf die- 
jenigen Steuererlässe, die der grofsen Menge zu Gute kommen 
sollen. Die Sache ist einfach die: Was man der grofsen Menge 
an Steuern im Reformplane erläfst, das mufs sie auch selbst 
wieder aufbringen ; eine solche Mafsregel kann man doch unmög- 
lich als ausreichenden Grund gelten lassen, um nun auch der 
kleinen Minderzahl der Reichen zehnfach, hundertfach, ja in eini- 
gen Fällen tausendfach gröfsere Erleichterungen zuzuwenden, 
deren finanzieller Ersatz ebenfalls wieder von der grofsen Menge 
aufzubringen ist. 

Die vielgerühmte Börsensteuer würde den reichen Banquier 
immer noch in viel geringerem Grade treffen, als die Ermäfsigung 
in den ihn treffenden Communalzuschlägen zur Einkommen-, 
Grund- und Gebäudesteuer. Er würde also dem Staate nach 
der Reform weniger zahlen, als vorher. Diesen Ausfall mufs 
die grofse Menge der Nichtbegüterten decken. 

In der Befreiung der ärmeren Classen von der Classen- und 
Einkommensteuer liegt die Idee eines steuerfreien Existenz- 
minimums. Gegen diese selbe Idee, die hier zum Aushänge- 
schilde dient, wird aber stark gesündigt durch Einführung in- 
directer Steuern auf Gegenstände des Massenverbrauchs. Um 
mit Mills Worten zu reden: «Da, wo unserer Annahme nach das 
kleinste Einkommen ist, mit dem eine Arbeiterfamilie auskommen 
kann, sollte die Regierung nicht die Hand bieten, um es noch 
zu verkleinern.» 

Die ganze Steuerform wirkt aber umgekehrt, nämlich in der 
Richtung, die drückenden Steuern der Reichen auf die Schultern 
der Armen zu legen, welche sie «nicht fühlen» , weil ein Jeder 
nur «einen kleinen Theil» daran zu tragen hat. 



Kerakea Je Hohmann in Uerlin, SW-, Zimmeritr. <>t. 



Digitized byVjOOQlC 



Digitized byVjOOQlC 



Digitized by VjO.OQ IC 



Digitized byVjOOQlC 



Digitized byVjOOQlC 



Digitized byVjOOQlC 









ic 






